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Editorial

Liebe Leserinnen und Leser,

aufgrund umfangreicher Vorbe-
reitungen für den 30. Deutschen
Evangelischen Kirchentag in
Hannover hat sich diese Aus-
gabe um einige Tage verzögert.
Das Pazifik-Netzwerk und Ger-
manwatch hatten einen Stand
zum Klimawandel im Pazifik auf
dem Klima- und Energiemarkt
vorbereitet, zu dem eigens eine
vierköpfige Delegation aus Sa-
moa, Fiji und Kiribati eingeladen
worden war.
Ohne die Unterstützung meines
Praktikanten Christoph Kohl
und die Artikel von „Auslands-
korrespondent“ Lorenz Gon-
schor aus Hawai’i wäre diese
Ausgabe der „pazifik aktuell“
nicht so umfangreich und span-
nend geworden. Dafür herzli-
chen Dank!

Eine informative Sommerlektüre
wünscht Ihnen/euch

Julia Ratzmann, Redakteurin

PAPUA-NEUGUINEAPAPUA-NEUGUINEA

Australisches
Hilfsprogramm für PNG

vorerst gescheitert

Wie der Oberste Gerichtshof
Papua-Neuguineas am 13. Mai
2005 entschied, verstößt das im
vergangenen Jahr zwischen
den Regierungen Australiens

und Port Moresbys vereinbarte
„Enhanced Cooperation Pro-
gramme“ (ECP) gegen die
Verfassung und ist somit ungül-
tig.

Das Abkommen über das Hilfs-
programm hatten die Außenmi-
nister beider Staaten am 30.
Juni vergangenen Jahres unter-
zeichnet. Das Programm wurde
über eine Laufzeit von fünf Jah-
ren abgeschlossen und sollte
eine neue Ära der Partnerschaft
beider Länder einleiten. Über
die üblichen Leistungen Austra-
liens an Papua-Neuguinea im
Rahmen der bilateralen Ent-
wicklungszusammenarbeit hin-
aus beabsichtigte Canberra den
nördlichen Nachbarn in den Be-
reichen Polizei, Justiz, Privat-
wirtschaft und öffentlicher Sek-
tor mit 800 Mio. Australischen
Dollar (490 Mio. EUR) bis 2009
zu unterstützen. Ziele des ECP
waren die sicherheitspolitische
Stabilisierung des Landes sowie
die Wiederherstellung des Ver-
trauens von potentiellen Inves-
toren in dem von Korruption,
Kriminalität und schlechter Re-
gierungsführung geschüttelten,
als „gescheiterter Staat“ be-
zeichneten Papua-Neuguinea.
Austral ien ha t te  Papua-
Neuguinea zuvor gedroht, seine
Unterstützungsleistungen kom-
plett einzustellen, sollte das
Land das ECP nicht annehmen.
Als Schwerpunkt der australi-
schen Unterstützungsleistung
war die Entsendung von bis zu
230 Polizist/innen, 18 Rechts-
experten, bis zu 36 Betriebs-
und Verwaltungsfachleuten so-
wie bis zu zehn Grenzsiche-
rungs- und Luftraumexperten
vorgesehen. Als Projektträger

des ECP fungierte die staatliche
aust ra l i sche Entwicklungs-
agentur Australian Agency for
International Development (Au-
sAid), die dem Außenministeri-
um unterstellt ist.

Schon früh wurde Kritik an dem
Programm laut: So bemängelte
die Nichtregierungsorganisation
AIDWatch, dass von den von
der australischen Regierung
insgesamt bereitgestellten 800
Mio. Dollar allein 43 Prozent
(entspricht 344 Mio. Dollar oder
rund 211 Mio. EUR) für Ge-
haltszahlungen und Unterhalts-
kosten für die Australische
Bundespolizei (AFP) in Papua-
Neuguinea vorgesehen seien.
Weitere 400 Mio. Dollar (bzw.
245 Mio. EUR) seien für Logis-
tik und Betriebskosten der AFP
veranschlagt, so dass die pa-
pua-neuguine ische Royal
Constabulary lediglich die ver-
bleibenden 56 Mio. Dollar (34
Mio. EUR) erhalte. Letztendlich
stellte sich das ECP somit als
ein enormes, mit Geldern der
Entwicklungszusammenarbeit
finanziertes, Subventionspro-
gramm für die australische
Verwaltung heraus. Von „Boo-
merang Aid“ war in diesem Zu-
sammenhang die Rede.

Sowohl von der Regierung Pa-
pua-Neuguineas als auch jener
Australiens war Bedauern über
die Entscheidung des höchsten
Gerichts in Port Moresby zu
vernehmen. Der australische
Premierminister John Howard
sprach sogar von einem Rück-
schlag. Der amtierende Pre-
mierminister Papua-Neuguin-
eas, Sir Rabbie Namaliu, stellte
eine mit Australien einvernehm-
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liche Korrektur der vom Gericht
bemängelten Gesichtspunkte in
Aussicht, um das Programm
fortführen zu können.

Die Klage gegen das ECP war
von dem Gouverneur der Pro-
vinz Morobe (Ostneuguinea;
Hauptstadt Lae), Luther Wenge,
angestrengt worden. Wenge
hatte angeführt, dass das ECP
mit der Immunität für Angehöri-
ge der Australischen Hilfspolizei
(AAP) und der Übertragung von
Macht an ein gemeinsames
australisch-papua-neuguin-
eisches Führungskomitee die
Autorität des Staates untermi-
niere und die verfassungsmäßig
verbürgten Bürger- und Frei-
heitsrechte verletze.

Australien ist mit dem Urteil dü-
piert, ist damit doch Canberras
selbstbewusste und interventio-
nistische „Neue Außenpolitik“
gegenüber den pazifischen In-
selstaaten – Schlagzeilen hatte
die Verbringung von Flüchtlin-
gen nach Nauru, der Militärein-
satz auf den Salomonen sowie
die politischen Interventionen in
Fiji gemacht – in Frage gestellt.

Die neue außenpolitische Linie
wird von Australien seit dem 11.
September 2001 als Beitrag
zum „Kampf gegen den Terro-
rismus“ ausgegeben, die darauf
abzielt, Ordnung und Sicherheit
im australischen „Hinterhof“ Pa-
zifik (v.a. auch beim strategisch
gelegenen nördlichen Nach-
barn) sicherzustellen. Für die
ohnehin in letzter Zeit ange-
spannten Beziehungen zu Port
Moresby stellt der Spruch einen
weiteren Dämpfer dar.

Unmittelbar nach dem Urteils-
spruch des Obersten Gerichts-
hofes begann Australien mit
dem Abzug seiner rund 150 Po-
lizeiangehörigen.
(Artikel von Christoph Kohl. Quellen:
http://www.ausaid.gov.au
http://www.aidwatch.org.au
http://www.aspi.org.au
http://www.paclii.org/pg/cases/PGSC)

Polizisten dürfen „auf
Sicht“ schießen

Giossi Labi, Polizeichef von
Lae, hat Anfang März den Poli-
zisten der Stadt Lae die Erlaub-
nis erteilt, „auf Sicht“ auf Krimi-
nelle zu schießen. Labi erklärte,
mit durchschnittlich einem be-
waffneten Überfall täglich weise
Lae eine der höchsten Krimina-
litätsraten des Staates auf. Die
Täter scheuten weder vor dem
Gebrauch von Kleinwaffen noch
vor dem Ort oder der Tageszeit
zurück. Bewaffnete Raubüber-
fälle am helllichten Tag auf be-
lebten Straßen gefährdeten die
Bewohner der Stadt. Im Zwei-
felsfall sollten die Polizisten lie-
ber einmal zuviel als einmal zu
wenig schießen, um ihr eigenes
Leben zu schützen. (Flash

d’Océanie 04.03.05)

100 Tote in
Flüchtlingslagern

Mehr als 100 Flüchtlinge von
der Insel Manam sind seit dem
Vulkanausbruch und ihrer an-
schließenden Flucht aufs Fest-
land in Flüchtlingslagern ge-
storben. Mark Arongo, einer der
Sprecher der insgesamt drei
Auffanglager, sagte, vor allem
Kinder und ältere Menschen
hätten Symptome wie Blasen-
bi ldung und geschwollene
Gliedmaßen entwickelt. Man
habe keine Behandlungsmög-
lichkeiten gehabt, da man als
Ursache der Schwellungen nur
habe annehmen können, dass
es sich um Nachwirkungen des
Vulkanausbruchs gehandelt ha-
be. Mark Arongo beklagte, es
hätte in seinem Lager Asuram-
ba keinen Arzt gegeben und die
medizinischen Hilfskräfte hätten
sich nach kurzer Zeit ebenfalls
zurückgezogen. Auch in den
Lagern Potsdam und Mangem
sei die gesundheitliche Situation
katastrophal. Man habe auch
seit einigen Wochen keine Le-
bensmittelrationen mehr be-
kommen. Rund 80 % der Kinder

in den Lagern litten an Unterer-
nährung. Al le drei Lager
bräuchten dringend Transport-
mittel, um Schwerkranke ins
Modilon Krankenhaus nach
Madang fahren zu können. (Post-

Courier 10.05.05, National 10.05.05)

MEDIEN

Christliche Radiosender

Am 5. Januar 2005 wollte der
evangelikal-fundamentalistische
Missionssender „Wantok Radio
Light“ einen Kurzwellensender
auf 7120 kHz in Betrieb neh-
men, doch ist die Installation
des Senders zurückgestellt
worden. Die Gebäude sind fer-
tig und das meiste Material ist
vor Ort, doch sind Sicherheits-
bedenken laut geworden. Der
Sender soll nach Klärung der
Fragen im März 2005 aufge-
stellt werden. Ursprünglich
wollte Wantok Radio Light be-
reits im Mai 2004 mit Kurzwel-
lensendungen beginnen.

„Wantok Radio Light“ sendet
seit dem 11. Januar 2002 in
Port Moresby ein evangelikal o-
rientiertes christliches Radio-
programm in Englisch und Pid-
gin. Partner des Projekts sind
die Papua New Guinea Bible
Church, EBM International und
Life Radio Ministries in Atlanta,
Georgia, sowie HCJB World
Radio, die Muttergesellschaft
des ältesten noch bestehenden
internationalen Missionssenders
Radio HCJB Quito. Die von Jo-
seph C. Emert geleiteten Life
Radio Ministries, die auch ein
Radio Light auf Fiji betreiben,
sind ein offizieller radio-planting
partner von HCJB World Radio.

Die Station in Port Moresby soll
mittelfristig die Kopfstation einer
landesweiten Senderkette wer-
den. Bei gesicherter Finanzie-
rung sollen bis zu 30 UKW- und
Kurzwellensender in Papua-
Neuguinea, den Salomonen
und Vanuatu über Satellit zu-
sammengeschaltet werden. Die
Sender kommen von der HCJB-
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Senderfirma in Elkhart, Indiana,
die eine ganze Reihe von Sen-
dermodellen aufgelegt hat.

Schon länger auf Sendung ist
der Kurzwellensender der ka-
tholischen Bischofskonferenz.
Das „Catholic Radio Network of
Papua New Guinea“, das seit
2003 in mehreren Städten auf
UKW sendet, hat im Sommer
2004 einen Kurzwellensender
für die Flächendeckung be-
kommen. Seine Frequenz 4960
kHz liegt ganz in der Nähe des
Senders der National Broad-
casting Corporation, die auf
4980 kHz das Landesprogramm
Karai ausstrahlt. (Email Dr. Hansjörg

Biener 04.03.05)

Japan finanziert
Radiosender

Mit japanischer Entwicklungs-
hilfe sind fünf Regionalsender
generalsaniert wurden. Mit einer
Feierstunde am 14. April 2005
wurde die erste Phase eines
Erneuerungsprogramms der
„National Broadcasting Corpo-
ration“ abgeschlossen. Die Re-
gionalsender in Vanimo, Lae,
Kimbe, Goroka und Mount Ha-
gen haben neue Sender und ei-
ne neue Studioausrüstung er-
halten. Die Sender der zweiten
Phase werden derzeit bestimmt.

Japan hat schon früher beim
Auf- und Ausbau der Rund-
funkinfrastruktur in Papua-
Neuguinea geholfen. Während
der Feierstunde nannte der ja-
panische Botschafter Katsuo
Yamashita dies einen Beitrag
zur Völkerverständigung. (The

National 15.04.05, Email Dr. Hansjörg
Biener 23.04.05)

BERGBAU / FISCHEREI

MCC kauft 85 %an Mine

Die halbstaatliche chinesische
Minengesellschaft „China Me-
tallurgical Construction Compa-
ny“ (CMCC) hat 85 % an der in

der Madang-Provinz geplanten
Ramu-Nickel-Mine gekauft. Das
geht aus einem zwischen
CMCC und Sam Akoitai, dem
Bergbauminister von Papua-
Neuguinea, Mitte März unter-
zeichnetem Vertrag hervor. Die
restlichen 15 % Anteile an der
Mine hält die einheimische Ge-
sellschaft „Highlands Pacific“.
Bereits vor einem Jahr hatte
sich Premierminister Sir Michael
Somare im Rahmen einer
Dienstreise nach China mit der
Minenbetreiberfirma CMCC ge-
einigt. CMCC wird rund 650 Mil-
lionen US Dollar in den Aufbau
der Nickelmine investieren. Mit
dem Bau der Mine soll noch in
diesem Jahr begonnen werden.
Die Firma erhofft sich für die zu
erwartende 40-jährige Laufzeit
der Mine jährlich einen Ausstoß
von 33.000 Tonnen Nickel und
3.200 Tonnen Kobalt für den
chinesischen Markt.
( F l a s h  d ’Océan ie  01 .04 .05 ,
http://www.kina.com.pg/docs/kc_2005040
1.pdf)

BOUGAINVILLE

Wahlen zum Autonomen
Parlament

Zwischen dem 20. Mai und dem
2. Juni 2005 finden auf der Insel
Bougainville erstmals Wahlen
zum Repräsentantenhaus statt.
Das Parlament zählt 39 Sitze.
Eine Anzahl von Mandaten sind
Frauen und ehemaligen Kämp-
fern der Sezessionisten vorbe-
halten. Das Land ist in 33
Wahlkreise aufgeteilt, die je-
weils einen Abgeordneten in
das Parlament entsenden wer-
den (Mehrheitswahlsystem).
Sechs weitere Abgeordnete
werden auf Ebene der drei Re-
gionen Bougainvilles gewählt.
Insgesamt treten 288 Kandida-
tinnen und Kandidaten auf der
zu Papua-Neuguinea gehören-
den nördlichen Salomonen-
Insel an: 235 kandidieren in den
Einerwahlkreisen, 53 für die re-
gional zu vergebenden Manda-
te. Die Eröffnungssitzung soll
am 15. Juni 2005 abgehalten

werden. Das Autonome Parla-
ment wird sodann einen Pre-
mierminister und eine Regie-
rung wählen. Die Regierungs-
bildung soll bis Ende Juni abge-
schlossen sein.

Fünf Kandidaten stellen sich für
das Präsidentenamt zur Wahl.
Der Präsident wird direkt vom
Volk gewählt. Zur Wahl stellen
sich:
• John Momis (Vorsitzender

der New Bougainville Party,
bislang Gouverneur von
Bougainville und 34 Jahre
Abgeordneter im Nationalen
Parlament in Port Moresby,
verhandelte zwischen Se-
paratisten und der Zentral-
regierung; setzt sich für ei-
ne Fortführung des Auto-
nomiestatuts ein);

• Joseph Kabui (ehemaliger
Anführer der Bougainville
Revolutionary Army, jetzt
Vorsitzender der Bougain-
ville People’s Congress
Party);

• James Tanis (aktuell Frie-
densminister von Bougain-
ville und Vize-Präsident der
Bougainville People’s Cong-
ress Party, gründete im Ap-
ril 2005 das Bougainville In-
dependance Movement;
setzt sich für eine Integrati-
on des einstigen Separa-
tisten-Führers Francis Ona
in die Politik ein);

• Joel Banam (Vorsitzender
des Leitana Ältestenrates,
der während des Bürger-
krieges auf Seite der Natio-
nalregierung stand);

• Bartholomew Kigina (aus
Buin, Süd-Bougainville).

Insgesamt haben sich 122.200
Wählerinnen und Wähler in die
Wahlregister eingetragen. Ge-
fahr für einen friedlichen Ablauf
der Wahlen geht von dem Re-
bellen-Führer Francis Ona aus,
der sich von der Bougainville
Revolutionary Army abgespal-
ten hatte und das „Me’ekamui
Movement“ gründete. Die an-
geblich gespaltene Bewegung
lehnt die Wahlen ab, da sie
Bougainville als unabhängig
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betrachtet. Berichten zufolge
will die Gruppe die Wahlen nicht
stören. Allgemein war es im
Vorfeld der Wahlen nur zu klei-
neren Störungen gekommen.

Japan, Australien und der
Commonweal th  entsandten
Wahlbeobachter nach Bougain-
ville.

In fo :  Bougainville entspricht
mit einer Fläche von 8.800 qkm
der Hälfte der Größe des Bun-
deslandes Thüringen; die Ein-
wohnerzahl beträgt  rund
160.000. Zwischen 1988 und
1997 wurde die Insel Bougain-
ville von einem Bürgerkrieg er-
schüttert, dem mehrere Tau-
send Menschen zum Opfer fie-
len. Ausgangspunkt war die seit
1972 in Betrieb befindliche
Panguna-Tagebaumine gewe-
sen, die zu erheblichen ökologi-
schen Schäden und sozialen
Verwerfungen (Landrechtsver-
letzungen, Zerstörung von Re-
genwald und landwirtschaftli-
cher Nutzflächen, Vergiftungen
durch Abwässer und Abraum)
beitrug.
Was mit Forderungen nach
Entschädigungszahlungen der
betroffenen Anwohner begann,
eskalierte durch Sabotageakte.
Die von der Zentralregierung in
Port Moresby entsandten Mili-
täreinheiten der Papua New
Guinea Defence Forces
(PNGDF) wurden der Lage
nicht Herr und verstießen bei ih-
rem Vorgehen gegen die Auf-
ständischen brutal gegen men-
schenrechtliche Grundsätze. Im
Gegenzug formierte sich die
Bougainville Revolutionary Ar-
my (BRA), die die PNGDF aus
dem Minengebiet vertreiben
konnte und den Tagebau still-
legte. Der gewaltsame Konflikt
artete in einen Sezessionskrieg
aus. Zur Unübersichtlichkeit der
Lage trug die Bildung von Pa-
pua-Neuguinea-treuen Milizen
bei. Erst 1998 wurde ein Waf-
fenstillstand vereinbart. Im Au-
gust 2001 unterzeichneten die
Konfliktparteien das Bougain-
ville Peace Agreement. Dieser
Vereinbarung zufolge soll in

zehn bis 15 Jahren ein Refe-
rendum über die Unabhängig-
keit stattfinden. Zuvor räumt die
Zentralregierung in Port Mores-
by Bougainville eine interne
Autonomie ein. Im Dezember
2004 bill igte das papua-
neuguineische Parlament die
Verfassung für Bougainville und
machte damit den Weg für
Wahlen frei. Am 14. Januar
2005 fand in der Hauptstadt
Bougainvilles, Arawa, eine fei-
erliche Zeremonie zur Einfüh-
rung des Grundgesetzes statt.
(Artikel von Christoph Kohl. Quellen:
http://www.igr.gov.pg,
http://www.aph.gov.au/House/committee/jf
adt/bougainville/bv_app_j.pdf,
http://news.bbc.co.uk,
http://www.thecommonwealth.org,
http://www.pm.gov.pg,
http://ecmi.de/cps/documents_bougainvill
e.html,
http://www.dfat.gov.au/geo/png/index.html

KIRCHLICHEKIRCHLICHE

NACHRICHTENNACHRICHTEN

AUS PAPUA-NEUGUINEA

AUS DER ELC-PNG

Gedenken an erste
Missionare in Madang

In Madang laufen die Vorberei-
tungen zum Gedenken an die
ersten Missionare auf Hochtou-
ren. 1886 hatten die ersten
Rheinischen Missionare in der
Gegend um Madang mit ihrer
Arbeit begonnen. In die Feier-
lichkeiten sollen historische
Orte mit einbezogen werden,
wie z.B. die Bosa- und die La-
lok-Gemeinde in Bugati südlich
von Madang, aber auch Fried-
höfe, auf denen ehemalige Mis-
sionare begraben sind, die an
Krankheiten wie Malaria gestor-
ben sind, oder die zu Opfern
des 2. Weltkriegs wurden. (Natio-

nal 07.04.05)

Lutheraner trauern um
den Papst

Bischof Dr. Wesley Kigasung
hat der Römisch-Katholischen
Kirche das tiefe Bedauern der
ELC-PNG über den Tod von
Papst Johannes Paul II. ausge-
drückt. Er beschrieb den ver-
storbenen Papst als einen „Füh-
rer für jedermann, nicht nur für
die Katholiken“. Der Papst habe
sich um alle gekümmert und
habe Frieden gebracht, wo im-
mer er auch hinkam. In seiner
Beileidsbekundung hob Kiga-
sung die gemeinsame Erklä-
rung zur Rechtfertigungslehre
als einen „Meilenstein“ für die
Beziehungen zwischen Luthe-
ranern und Katholiken beson-
ders hervor. (National 08.04.05)

Keine Studienanfänger
am MLS

Am Martin Luther Seminar
(MLS) in Lae wird es dieses
Jahr keine Studienanfänger ge-
ben. Bis zum Ende der Ein-
schreibungsfrist hatte sich nur
ein Bewerber angemeldet, der
sein Studium nun um ein Jahr
verschieben muss. Der Rektor,
Dr. Zerajukec Kemung, führt
das mangelnde Interesse auf
die Auseinandersetzungen und
die „üble Nachrede“ der letzten
beiden Jahre zurück. Die
Schwierigkeiten seien mittler-
weile aber alle beigelegt und
das Seminar habe seine nor-
male Arbeit wieder aufgenom-
men. (Wantok Nr. 1601)

Lutherische Universität

Der Gouverneur der Morobe-
Provinz hat versprochen, jedes
Jahr einen bestimmten Betrag
für die Gründung der ersten
Lutherischen Universität des
Landes bereitzustellen. „Wir
wollen, dass die Universität im
Jahr 2007 ihren Betrieb auf-
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nimmt und wir wollen viele Pfar-
rer und Missionare sehen, die
dort ihren Abschluss machen“,
sagte Luther Wenge während
der 33. Graduierungsfeier am
Martin Luther Seminar in Lae.
Den sieben Studienabgängern
rief er zu: „Ihr seid eine ganz
besondere Gruppe von Men-
schen, von Gott ausgewählt, um
die gute Nachricht zu verbrei-
ten. Es war Gott, der euch dazu
berufen hat, seine Diener zu
sein.“ Bischof Kigasung betonte
in seiner Ansprache, in der Pra-
xis würden nun eine ganze Rei-
he von neuen Herausforderun-
gen auf die Absolventen warten.
„Jetzt muss sich zeigen, ob sich
das, was ihr im Seminar gelernt
habt, auch im Alltag des
Dienstes bewährt“, betonte er.
(National 14.04.05, Wantok Nr. 1605)

Bischof Piso fordert
Todesstrafe

Der Bischof der Gutnius Luthe-
ran Church, David Piso, hat sich
dafür ausgesprochen, in PNG
die Todesstrafe einzuführen,
um der wachsenden Kriminalität
im Land Herr zu werden. „Wenn
jemand auf einem öffentlichen
Platz gehängt oder erschossen
wird, wird den Leuten eine Lek-
tion erteilt und sie werden sehr
vorsichtig werden in dem, was
sie tun. Gott hat dem Staat die
Macht gegeben, das zu tun,
was das Beste ist für die Stabi-
lität und die Glaubwürdigkeit der
Nation sowie für die Freiheit, die
wir genießen. Gott hat dem
Staat das göttliche Recht gege-
ben, das zu tun“. Er und seine
Kirche seien äußerst besorgt ü-
ber den völlig unkontrollierten
Einsatz von Waffen in der En-
ga-Provinz und in anderen Tei-
len des Landes. Am weitesten
verbreitet seien Maschinenge-
wehre, mit denen sogar Hub-
schrauber und kleine Flugzeuge
abgeschossen würden. (Pacific

Islands Report 06.04.05, National
07.04.05, Wantok Nr. 1604)

AUS DER ÖKUMENE
IN PNG

Gratulation für Papst
Benedikt XVI.

Premierminister Sir Michael
Somare hat in seinem Gratula-
tionsschreiben an Papst Bene-
dikt XVI. betont, dass die Röm.-
Kath. Kirche zahlreiche Her-
ausforderungen zu bewältigen
habe.
„Während wir Eurer Heiligkeit
gratulieren, werden wir daran
erinnert, dass die Katholische
Kirche heute viele Herausforde-
rungen zu bewältigen hat. Die
Welt ist noch weit davon ent-
fernt, von der Geißel des Krie-
ges, der Armut, der Respektlo-
sigkeit gegenüber dem Leben,
von HIV/AIDS und vielen ande-
ren sozialen und wirtschaftli-
chen Ungerechtigkeiten frei zu
sein. Die Katholische Kirche
war immer ein wegweisendes
Licht, wenn es darum ging, die-
se Herausforderungen anzu-
sprechen. Wir sind zuversicht-
lich, dass Sie fortfahren werden,
die Kirche dahingehend zu lei-
ten, dass sie in der ganzen
weiten Welt gestärkt wird und
an der Wahrheit Jesu Christi
festhält“, betonte er. (National

21.04.05)

Waffenverbot gefordert

Die katholische Bischofskonfe-
renz in PNG hat die Regierung
aufgefordert, für Privatpersonen
den Besitz von Waffen zu ver-
bieten und eine Amnestie für
alle zu gewähren, die während
der ersten drei Monate des
Verbots ihre Waffen abgeben.
Im Südlichen Hochland rief Bi-
schof Stephen Reichert alle
kirchlichen Mitarbeiter dazu auf,
Aufklärungskampagnen durch-
zuführen und die Leute dazu zu
bewegen, ihre Waffen ab-
zugeben. Ein guter symbol-
trächtiger Anlass dazu wären
die Feierlichkeiten zum 50-

jährigen Bestehen der katholi-
schen Kirche im Südlichen
Hochland am 11. September
2005, meinte der Bischof. (Natio-

nal 26.04.05 und 05.05.05, Wantok Nr.
1606).

…zum Wohle des Volkes

Der stellvertretende Bischof der
Mt. Hagen Diözese, Douglas
Young, rief die Menschen im
Hochland dazu auf, das Wohl
der Allgemeinheit vor Eigen-
sucht und Habgier zu stellen,
insbesondere wenn es um
Kompensationsverhandlungen
gehe. Es könne nicht angehen,
Straßen, Schulen, Krankenhäu-
ser oder andere öffentliche Ein-
richtungen zu schließen, nur um
Kompensationsforderungen zu
erzwingen, da dies die gesell-
schaftliche Entwicklung des
Landes behindere und unmög-
lich mache. Bischof Young rief
die Regierung auf, die nötige
Infrastruktur zur Verfügung zu
stellen, damit die Kirche ihre
Dienste im Bereich des Ge-
sundheits- und Bildungswesens
zu den Menschen bringen kön-
ne. „Wir wollen kein Geld, aber
wir wollen als gleichwertige
Partner von der Regierung be-
handelt werden“, sagte er. (Nati-

onal 10.03.05)

Pfarrer und zwei Frauen
getötet

Pfarrer Philip Enoch von den
Siebenten Tags Adventisten
und zwei Frauen aus dem Hen-
ganofi Distrikt im Östlichen
Hochland PNG’s kamen bei ei-
nem Stammeskampf ums Le-
ben. Schon mehrmals gab es in
dem seit über zwei Jahren an-
dauernden Kampf intensive
Friedensbemühungen, die aber
bisher nicht von Erfolg gekrönt
waren. (National 02.03.05)

Kirche und HIV/AIDS
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„Komm zur Kirche und du bist
geschützt“, rief Moses Kar, der
regionale HIV/AIDS-Berater für
den Norden PNG’s, zahlreichen
jungen Leuten in Kuruk im
Westlichen Hochland zu. „Jun-
ge Leute, die nichts tun und nur
ziellos herumhängen, sind sehr
gefährdet durch das Virus. Dar-
um engagiere dich irgendwo in
der Kirche, sei ein guter Christ,
treibe viel Sport und halte dich
von gefährlichen Cliquen fern
und du bist sicher“, gab er den
Jugendlichen als Ratschlag mit.

Auch der Vorsitzende des PNG-
Council of Churches, Tom
Anayabere, rief bei einem öku-
menischen Gottesdienst dazu
auf, sich von Verhaltensweisen,
Gruppen und Orten fernzuhal-
ten, wo die Gefahr einer Infizie-
rung durch HIV/AIDS sehr hoch
sei. „Wir wissen nicht, wann es
zu Naturkatastrophen kommt,
die wir nicht kontrollieren kön-
nen, aber ich möchte den Kir-
chen sagen, dass wir viel mehr
tun müssen, um das Problem
von HIV/AIDS in den Griff zu
bekommen, das vor allem durch
unser eigenes menschliches
Fehlverhalten zu einer Katast-
rophe für unser Land wird. Dar-
um rufe ich euch auf, Hurerei,
Bordelle, Spielhöllen und Sauf-
gelage zu meiden.“ (National

31.03.05, Wantok Nr. 1597)

„Cowboy Town“

Die Kirchen in Kainantu im Öst-
lichen Hochland haben sich zu-
sammengefunden, um ihre
Stadt zu verändern. „Wir wollen
den Ruf Kainantus als ‚Cowboy
Town’ oder als ‚Stadt der Ü-
berfälle’ verbessern“, sagte Lina
Bebes, die die ökumenischen
Aktivitäten koordiniert. In ge-
meinsamen Aktionen wurden
Naturalien und Geld gesammelt
für die Opfer des Vulkanaus-
bruchs auf Manam Island. „Die
Menschen waren sehr hilfsbe-
reit und wir haben gesehen,
dass Kainantu auch noch ein
anderes Gesicht hat“, lobte sie

die breite Unterstützung aus der
Bevölkerung. (National 05.05.05)

Kirche kämpft für Frieden
und Harmonie

Die United Church im Südlichen
Hochland PNG’s hat sich zum
Ziel gesetzt, Frieden und Har-
monie in diese Provinz zu brin-
gen. Pfarrer Markelo betonte
bei einem Seminar für Frie-
densstifter, dass Geschosse
und Gewehre nur Gewalt und
Zerstörung brächten, „aber die
Kraft des Evangeliums von Je-
sus Christus ist der echte Sa-
men für Frieden und Harmonie“,
fügte er hinzu. (National 03.03.05)

AUS ANDEREN LÄNDERN

Kirchenführer setzt sich
für Papua ein

Westpapua: Sofyan Yoman,
der Präsident der Baptist
Church in Westpapua, rief den
indonesischen Präsidenten Su-
silo Bambang Yudhoyono dazu
auf, nicht die Augen vor den
Menschenrechtsverletzungen in
Westpapua zu verschließen.
Yoman befürchtet, dass die
australische Regierung sich
nicht genügend für die Men-
schenrechte in Westpapua ein-
setzt. Er erwarte von internatio-
nalen Geldgebern, dass sie ihre
Unterstützung an die Einhaltung
von Menschenrechten koppel-
ten. „Inzwischen haben die Mi-
litärs ihre Strategie geändert.
Sie schießen nicht mehr direkt
auf die Menschen, aber sie ver-
treiben sie in die Wälder, wo sie
an Hunger und Krankheiten
sterben“, sagte er. (smh-Newsletter

03.04.05)

PAZIFIK ALLGEMEINPAZIFIK ALLGEMEIN

Kava-Hersteller wollen bei
WTO klagen

Die Pfefferpflanze Kava (lat. Pi-
per methysticum) steht im Zent-
rum eines Disputs bei der Welt-
handelsorganisation WTO.
Deutschland, Frankreich, Groß-
britannien und die Schweiz
hatten Kavaprodukte verboten,
nachdem Wissenschaftler einen
Zusammenhang zwischen Le-
berschäden und Kavakonsum
hergestellt hatten und den Tod
von Leberkranken auf über-
durchschnittlich hohen Konsum
von Kava und kavahaltigen
Produkten zurückführten. In
weiteren Forschungen konnte
dieser Zusammenhang jedoch
nicht belegt werden. Das Ein-
fuhrverbot in Europa führte zu
einem Schaden von mindestens
einer Milliarde US Dollar bei
den vier führenden pazifischen
Kava-exportierenden Ländern.
Fiji, Tonga, Samoa und Vanu-
atu fordern nun einen finanziel-
len Ausgleich für ihre Verluste.
Die Vereinigung der Kava-
Hersteller unter dem Vorsitz des
Fijianers Ratu Joe Nawalowalo
stört es, dass das Einfuhrverbot
seit dem Jahr 2000 immer noch
gilt, obwohl Kava zwischenzeit-
lich als nicht gefährlich einge-
stuft wurde. Mit einer Klage bei
der WTO erhoffen sich die Ka-
va-Hersteller den finanziellen
Ausgleich. Da nur Fiji Mitglied
der WTO ist, soll eine Sammel-
klage eingereicht werden.

Die getrocknete und zerstoßene
Wurzel der Kavapflanze wird
mit Wasser angerührt und bei
vielen Zeremonien im Pazifik in
großer Runde getrunken. Die
Wirkstoffe der Pflanze haben
eine angstlösende, beruhigende
und schmerzstillende Wirkung,
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ähnlich der Wirkung von Johan-
niskraut. Eine Beeinträchtigung
des Konsumenten beim Auto-
fahren oder Führen von Ma-
schinen, wie etwa unter Alko-
holeinfluss, konnte nicht nach-
gewiesen werden. In Europa
und den USA wurden Kava und
kavahaltige Produkte in Apo-
theken und Reformhäusern als
natürliches Beruhigungsmittel
vertrieben. Der Widerruf der
Zulassung durch das Bundesin-
stitut für Arzneimittel und Medi-
zinprodukte (BfArM) am 14. Ju-
ni 2002 hatte bundesweit Pro-
teste ausgelöst, u.a. vom deut-
schen Bundesverband der Arz-
neimittelhersteller (BAH) und
dem Bundesverband der Phar-
mazeutischen Industrie (BPI).
Auch die Phyto-Pharmakologen
und Phytomediziner kritisierten
das Verbot. Sie waren beim be-
treffenden Bescheid des BfArM
völlig übergangen worden.
(http://www.pressetext.at, 23.08.02,
27.08.02, 08.04.03, 15.02.05)

Noni – eine Frucht erobert
die Welt

Bereits Anfang April wurde in
Tahitis südöstlichem Distrikt
M a t a i e a ,  Französisch-
Polynesien, eine Fabrikanlage
zur Verarbeitung von Noni-
Früchten in Betrieb genommen.
Neben den Geschäftsführern
von „Tahitian Noni Internatio-
nal,“ John und Bryant Wads-
worth, war auch der Präsident
des französischen Überseeter-
ritoriums, Oscar Temaru, anwe-
send. Die moderne Anlage im
Wert von zwei Mrd. Pazifik-
Francs (knapp 17 Mio. EUR),
die sich über eine Fläche von
8.000 qm erstreckt, wurde vom
US-amerikanischen Unterneh-
men Morinda errichtet. Die 50
Angestellten stellen Fruchtmark
(zur späteren Verarbeitung zu
Saft) und Samen (für Öl und
Kosmetikprodukte) aus den No-
ni-Früchten her. Während bis-
lang nur 600 Tonnen des Obs-
tes monatlich verarbeitet wer-
den konnten, sind es dank der

neuen Anlage nun 1.200 Ton-
nen.

Bereits heute leben in Franzö-
sisch-Polynesien rund 1.000
Familien von den Einkünften
a u s  Noni-Früchten und
–Blättern. Auch im pazifischen
Inselstaat Niue (s.u.) soll die
Produktion von Noni-Saft aus-
geweitet werden.

Die Noni-Frucht, botanisch „Mo-
rinda citrifolia“, ist in tropischen
Regionen heimisch. Die Wild-
pflanze ist seit mehr als 2.000
Jahren in Australien, Fiji, Ha-
wai’i, Indien, Neuseeland, Ma-
laysia, Tahiti und Vietnam be-
kannt, wo Früchte und Extrakte
traditionell als Heilmittel ver-
wendet werden.

Bei Morinda citrifolia handelt es
sich um einen bis zu sieben
Meter hohen Baum, der etwa 15
Jahre alt wird. Die Pflanze blüht
das ganze Jahr und trägt ganz-
jährig Noni-Früchte. Diese
Früchte sind etwa kirschgroß
und reifen zwischen drei und
sechs Monaten. Vor der end-
gültigen Reife muss Noni ge-
erntet werden, um so das He-
runterfallen der weichen, emp-
findlichen Früchte zu vermei-
den.

Nach Auskunft der ernährungs-
wissenschaftlichen Informati-
ons- und Dokumentationsstelle
(NutriInfo) an der Justus-Liebig-
Universität in Gießen soll der
Saft Krankheiten vorbeugen
und „antibakteriell, schmerzlin-
dernd, entgiftend, blutdrucksen-
kend, blutungsstillend, blutreini-
gend und physisch belebend
wirken“. Dem Saft werden
überdies konzentrationsfähig-
keits- und leistungssteigernde,
die Wohlbefindlichkeit erhöhen-
de, Wirkungen zugeschrieben.
Diese positiven Wirkungen von
Noni beruhten angeblich auf der
Wirkung des Alkaloids Xeronin.
Allerdings findet sich in ein-
schlägigen wissenschaftlichen
Fachpublikationen und Daten-
banken keinerlei Hinweis auf
diesen chemischen Stoff. Auch

seriöse Studien, „die eine Wir-
kung auf den Menschen bele-
gen könnten, sind nicht be-
kannt“, so NutriInfo.

In den Industriestaaten entwi-
ckelte sich in den vergangenen
Jahren ein wahrer Rummel um
die Noni-Frucht. Aus dem Obst
gewonnene Produkte (Saft,
Kapseln, Kosmetik usw.) wer-
den unter Verweis auf die an-
geblich gesundheitsfördernden
Wirkungen kommerziell vertrie-
ben.

In Deutschland galt bis vor we-
nigen Jahren ein Verkehrsver-
bot für Noni-Produkte, da das
Zulassungsverfahren laut Sach-
verständigenkommission Neu-
artige Lebensmittel keine „aus-
reichende Grundlage für die
Beurteilung der gesundheitli-
chen Unbedenklichkeit des
Produktes“ ergeben hatte, so
das beim Bundesministerium für
Verbraucherschutz angesie-
delte Bundesinstitut für Risiko-
bewertung (BfR). Strittig war
auch, ob es sich bei Noni-
Produkten um Nahrungs- oder
Arzneimittel handelte. Erst am
5. Juni 2003 erließ die Europäi-
sche Kommission eine Geneh-
migung des Inverkehrbringens
von Noni-Saft (Aktenzeichen
K[2003]1789) als Lebensmittel-
zutat in Fruchtsäften. Den An-
trag hatte Morinda im April 2000
in Belgien gestellt. (Artikel von

C h r i s t o p h  K o h l .  Q u e l l e n :
http://www.bgvv.de,
http://www.nutriinfo.de,
http://www.tahitiannoni.com)

Verstrahlte Bewohner
fordern Aufklärung

Nach vielen Jahren des
Schweigens melden sich die
Bewohner der Insel Mangareva
i m  O s t e n  Französisch-
Polynesiens zu Wort und for-
dern die Aufklärung der durch
die oberirdischen Atomtests in
den 1960er und 70er Jahren auf
ihrer Insel verursachten Strah-
lenschäden. Während die dem
langjährig regierenden pro-
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französ ischen Präsidenten
Gaston Flosse hörige lokale E-
lite der Insel dazu schwieg,
scheint der Regierungswechsel
in Tahiti das lange Schweigen
in diesem abgelegenen Teil des
Landes endlich zu brechen.

Mitte April veröffentlichte Man-
garevas langjähriger Ex-
Bürgermeister Lucas Paeamara
(Amtszeit 1977-2001, Tahoe-
raa) seinen autobiographischen
Roman Mangareva taku akae-
reere (Mangareva, meine Lie-
be), in dem er die katastropha-
len Auswirkungen des Atom-
testszentrums auf seine Insel-
gemeinschaft beschreibt, vom
skandalösen Verhalten der
französischen Fremdenlegionä-
re gegenüber den Mangareva-
nerinnen bis hin zu den zahlrei-
chen durch radioaktiven Fallout
verursachten Krankheiten.

Einen Monat später trat die
Atomtestopfervereinigung Moru-
roa e Tatou am 17. Mai an die
Öffentlichkeit und präsentierte
mehrere ihr vorliegende klassi-
fizierte Dokumente des franzö-
sischen Militärs, die eine starke
Verstrahlung Mangarevas durch
den ersten oberirdischen A-
tomtest am 2. Juli 1966 bestäti-
gen. Moruroa e Tatou zufolge
war der in den Dokumenten
belegte radioaktive Fallout auf
Mangareva 140 mal so stark
wie in der verbotenen Zone von
Tschernobyl. Dennoch ergriffen
die Militärs keinerlei Schutz-
maßnahmen für die Bevölke-
rung, sondern spielten die Ge-
fahren sogar bewusst herunter,
um das Vertrauen der Insulaner
nicht zu verlieren.

Der Vorsitzende von Moruroa e
Tatou, Roland Oldham, sagte,
die Bevölkerung Mangarevas
habe jetzt genügend Beweis-
mittel in der Hand, um den fran-
zösischen Staat auf Entschädi-
gungen zu verklagen. Durch die
Offenlegung der Dokumente
könnten sich die Einwohner der
Insel jetzt endlich erklären, wa-
rum es bei ihnen eine außerge-
wöhnlich hohe Kindersterblich-

keit und sich häufende Fehlge-
burten gab.

Mit Unterstützung der Opferver-
einigung sowie der französi-
schen Organisation Observatoi-
re des armes nucléaires (Ob-
sarm, Lyon) forderte die Bevöl-
kerung Mangarevas, angeführt
von Bürgermeisterin Monique
Labbeyi-Richeton (Tahoeraa),
daraufhin beim französischen
Verteidigungsministerium die
Offenlegung aller relevanten
Dokumente ein. Letzteres rea-
gierte auf die Enthüllungen mit
der lapidaren Erklärung, es sei-
en während der Atomtests ge-
nügend Maßnahmen zum
Schutz aller Einwohner der um-
liegenden Inseln getroffen wor-
den.

Am 27. Mai schließlich forderte
Ex-Präsident Gaston Flosse,
der selbst aus Mangareva
stammt, aber bislang stets die
Atompolitik Frankreichs ohne
Abstriche verteidigt hatte, in der
Versammlung Französisch-
Polynesiens die Einsetzung ei-
nes Untersuchungsausschus-
ses, um Klarheit über mögliche
gesundheitliche Auswirkungen
der oberirdischen Atomtests auf
die Bevölkerung Mangarevas zu
schaffen. Flosse meinte, er sei
bislang stets von der Kompe-
tenz des französischen Militärs
überzeugt gewesen, aber die
von Moruroa e Tatou vorge-
brachten Hinweise auf gesund-
heitliche Probleme erforderten
eine neue Überprüfung der Si-
tuation.

Info: Mangareva (gemeinsam
mit mehreren Nebeninseln auch
Gambier-Inseln genannt) ist die
abgelegenste der äußeren In-
seln Französisch-Polynesiens.
Sie liegt etwa 2.000 km südöst-
lich von Tahiti und 400 km öst-
lich des Atomtestatolls Moruroa.
Die Insel hat eine eigenständi-
ge, von Tahiti unterschiedliche
Sprache und Geschichte. Sie
wurde 1881 von Frankreich an-
nektiert und nach dem Zweiten
Weltkrieg Teil des Überseeter-
ritoriu m s  Französisch-

Polynesien. Die Gemeinde
Mangareva zählt heute etwa
800 Einwohner. (Artikel von Lorenz

Gonschor. Quellen: Tahitipresse, Tahiti
Pacifique Magazine)

PCRC unter neuer
Führung

Der Vorstand der Bewegung für
einen unabhängigen und nukle-
arfreien Pazifik (Nuclear Free
and Independent Pacific, NFIP)
hat Frau Tupou Vere zur neuen
Direktorin seines Sekretariats,
des Pacific Concerns Resource
Centre (PCRC), ernannt. Be-
reits im Juli letzten Jahres war
Vere kommissarisch zur Direk-
torin ernannt worden, nachdem
die bisherige Direktorin, die Ni-
Vanuatu Motarilavoa Hilda Lini
(erfolglos) für die Wahlen in Va-
nuatu kandidiert hatte. Frau Ve-
re wurde auf drei Jahre berufen.
Sie ist die erste Fijianerin in
dieser Position seit der Grün-
dung des PCRC im Jahr 1975.
Vere begann ihre Arbeit bei
PCRC im Jahr 2000 als stell-
vertretende Direktorin im Be-
reich „Sustainable Human De-
velopment“. Seit 1985 war sie in
versch iedenen fijianischen
Nichtregierungsorganisationen
aktiv, u.a. beim YWCA und dem
National Council of Women. Ve-
re studierte Verwaltung und So-
ziologie an der Universität des
Südpazifiks in Fiji. (Pressemitteilung

PCRC 25.05.05)

Preise für pazifische
NROs

Sechs pazifische Nichtregie-
rungsorganisationen (NRO)
sind Ende Februar mit dem
fünften „Pacific Human Rights
Award“ (pazifischer Menschen-
rechtspreis) für ihren Einsatz
zur Wahrung der Menschen-
rechte auf Gemeindeebene
ausgezeichnet worden. Die
Preise wurden sowohl länder-
spezifisch als auch gesamtpazi-
fisch vergeben. Den ersten
Preis für den gesamten Pazifik
erhielt die in Jayapura ansässi-
ge Organisation ELSHAM, das
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Institut für das Studium und die
Bewahrung der Menschen-
rechte in der indonesischen
Provinz Westpapua. ELSHAM-
Koordinator John Rumbiak hält
sich wegen der akuten Bedro-
hung seines Lebens zur Zeit im
Ausland im Exil auf.

Den zweiten Preis bekam der
„National Peace Council“ auf
den Salomon-Inseln. Mit dem
dritten Preis wurde die „Pacific
Islands AIDS Foundation“ ge-
ehrt. Die Preisvergabe erfolgte
in Fiji durch den Sponsor, das
„Development Programme's
Regional Rights Resource
Team“ der Vereinten Nationen.

Den ersten Länderpreis in Fiji
bekam die fijianische „AIDS
Task Force“, eine NRO, die sich
für die Versorgung AIDS-
Kranker mit anti-retroviralen
Medikamenten einsetzt sowie
der gesellschaftlichen Diskrimi-
nierung AIDS-Kranker entge-
genwirkt. Die „Legal Aid Com-
mission“ und die „Fiji Disabled
People’s Association“ folgten
auf den Plätzen zwei und drei.
(Fiji Times 27.02.05, Pacific Media Watch
01.03.05)

BRENNPUNKTBRENNPUNKT

INDONESIENINDONESIEN

5. Solidaritätstreffen zu
Westpapua

Vom 29. April bis zum 1. Mai
fand in Manila (Philippinen) das
Fünfte Internationale Solidari-
tätstreffen zu Westpapua statt.
Waren die bisherigen Treffen
der internationalen Solibewe-
gung in europäischen und pazi-
fischen Ländern ohne Zwi-
schenfälle vonstatten gegan-
gen, nutzte die indonesische
Regierung die räumliche Nähe
zu Manila zu Einschüchterungs-
und Bedrohungsversuchen. Der
philippinische Gastgeber „Initia-

tive for International Dialogue“
sowie die Universität von Manila
gingen auf die indonesischen
Forderungen, das Treffen zu
untersagen, jedoch nicht ein.

Die Teilnehmer des Treffens
verfassten einen Abschlussbe-
richt mit diversen Forderungen
an die indonesische Regierung.
So forderten sie u.a. die soforti-
ge Freilassung aller papuani-
schen politischen Häftlinge, die
stärkere Unterstützung von
Frauengruppen sowie die Be-
strafung von Akten häuslicher
Gewalt gegen Frauen und Kin-
der. Die Solibewegung sprach
sich auch dafür aus, Westpapua
zu einer „Zone des Friedens“ zu
erklären. (Manila Statement 01.05.05)

Westpapua fordert
Autonomie

Bei einer Pressekonferenz An-
fang Juni in Bonn forderten das
West Papua-Netzwerk und der
SÜDWIND e.V. von der indone-
sischen Regierung eine umfas-
sende Reform der Verwaltung
der Provinz Westpapua. Ohne
eine konsequente Umsetzung
des zugesagten Autonomiege-
setzes sowie die Beendigung
der andauernden Menschen-
rechtsverletzungen durch die
Sicherheitskräfte wird Papua
nicht zur Ruhe kommen.

In den vergangenen Wochen
hat es in Westpapua immer
wieder Unruhen gegeben, bei
denen viele Menschen verprü-
gelt und verhaftet wurden.
„Weiter verschärft wurden die
schwe lenden  Spannungen
durch ein Gerichtsurteil Anfang
letzter Woche“, so Uwe Hum-
mel, Koordinator des West Pa-
pua-Netzwerkes. „Die Men-
schenrechtler Filep Karma und
Yusak Pakage wurden zu 15
und 10 Jahren Gefängnis ver-
urteilt, weil sie am 1.12.2004 die
Fahne Westpapuas gehisst
hatten. Die Menschen in Papua
sind empört, dass sie für ein
solches ‚Verbrechen’ zu lang-
jährigen Strafen verurteilt wer-

den können, während bei-
spielsweise die Soldaten, die
am 10.11.2001 mit Theys Eluay
einen der Anführer der Papua
ermordeten, nur zu Strafen von
zwei Jahren Gefängnis verurteilt
wurden“.

Für den Ökonomen und
Menschrechtler Agus Sumule
ist dies nur ein Vorfall unter
vielen: „Die indonesische Re-
gierung war jahrzehntlang nicht
bereit, die eigenständige Kultur
der Papua und deren Streben
nach Freiheit anzuerkennen.
Den Menschen in Westpapua
werden grundlegende Rechte
vorenthalten. Seit die Provinz in
den 1960er Jahren durch ein
umstrittenes Verfahren zu Indo-
nesien kam, gab es immer wie-
der schwerste Menschen-
rechtsverletzungen. Schätzun-
gen gehen von bis zu 100.000
Opfern bei Kämpfen und durch
Übergriffe der Sicherheitskräfte
aus.“

Der Besitz Westpapuas ist von
erheblicher wirtschaftlicher Be-
deutung für Indonesien: In die-
ser Provinz lebt zwar nur ein
Prozent der Bevölkerung Indo-
nesiens, doch sie umfasst 22
Prozent der gesamten Fläche
des Staates. Zudem werden
dort Bodenschätze – Kupfer,
Gold, Silber, Öl, Gas – abge-
baut oder gerade erschlossen.
Dies sei jedoch nur ein Teil des
Problems, meinte Friedel Hütz-
Adams von SÜDWIND: „Neben
den legalen Geschäften werden
in Westpapua beispielsweise
jährlich Millionen Kubikmeter
Holz illegal eingeschlagen und
exportiert. Hochrangige Politi-
ker, Polizeioffiziere und Militärs
sind in die Geschäfte verwickelt
und einige von ihnen nutzen die
andauernden Unruhen, um un-
beobachtet agieren zu können.
Ein kleiner Teil des Holzes en-
det vermutlich auch auf dem
deutschen Markt.“

Die meisten Papua blieben trotz
des Erlöses aus dem Rohstoff-
abbau arm und arbeitslos, ihr
Gesundheits- und ihr Schulwe-
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sen sind teilweise in einem ka-
tastrophalen Zustand. Vor die-
sem Hintergrund verwundert es
wenig, dass die Papua ein frei-
es, eigenständiges Westpapua
schaffen wollen, viele fordern
sogar einen selbständigen
Staat. Der weitere Weg West-
papuas wird davon abhängen,
ob die indonesische Regierung
ihre Versprechen und ihre eige-
nen Gesetze – darunter die
2001 zugesagte Sonderauto-
nomie – umsetzt, die Übergriffe
des Militärs beendet und die
Korruption eindämmt. (Pressemit-

teilung West Papua-Netzwerk 03.06.05)

TIMOR-LESTETIMOR-LESTE

Neue UN-Mission:
UNOTIL Nachfolger von

UNMISET

Am 28. April 2005 nahm der Si-
cherheitsrat der Vereinten Nati-
onen (UN) auf Gesuch des
osttimoresischen Ministerpräsi-
denten Mari Alkatiri die Resolu-
tion 1599 (2005) an, mit der die
Sondermission „Büro der Ver-
einten Nationen in Timor-Leste“
(UNOTIL) gegründet wurde. Die
Mission ist vorerst befristet bis
zum 20. Mai 2006. UNOTIL tritt
die Nachfolge der im Mai 2002
e inge r i ch te ten  „Unterstüt-
zungsmission der Vereinten
Nat i o n e n  in  Ost t imor “
(UNMISET) an, deren Mandat
zum 20. Mai 2005 abgelaufen
ist. Die militärische Komponente
von UNMISET endet erst zum
30. Juni 2005. Die Kosten für
UNMISET belaufen sich für den
Zeitraum von Januar 2004 bis
Juni 2005 auf 85,2 Mio. US-
Dollar. Die Mission umfasst die
Entsendung von 120 Zivil-, Poli-
zei- und Militärberatern sowie
zehn Menschenrechtsbeamten.

Ein gravierender Schwachpunkt
der neuen Mission ist jedoch,
dass die Resolution keinerlei

Verpflichtung zur Fortführung
der Aufarbeitung schwerer
Menschenrechtsverletzungen in
dem südostasiatischen Land
beinhaltet. Der Sicherheitsrat
entsprach zudem einer Bitte
des UN-Generalsekretärs nach
Einrichtung einer 144-köpfigen
Sicherheitstruppe zur Bewa-
chung  des indonesisch-
osttimoresischen Grenzgebietes
nicht. Hintergrund scheinen fi-
nanzielle Erwägungen der Ver-
einigten Staaten, die ein Viertel
de r  Kos ten  d e r  UN-
Friedensmaßnahmen begleicht,
sowie ein generelles Desinte-
resse an Timor-Leste zu sein.

Im Vorfeld und im Anschluss an
das Unabhängigkeitsreferen-
dum vom 30. August 1999 hat-
ten indonesientreue Milizen und
das indonesische Militär, das
Timor-Leste seit 1975 besetzt
gehalten hatte, das Land mit ei-
ner Einschüchterungs-, Zerstö-
rungs- und Gewaltwelle über-
zogen, nachdem sich ein Sieg
des Pro-Unabhängigkeitslagers
abzeichnete. Mit den Resolutio-
nen 1264 und 1272 (1999) hatte
der Sicherheitsrat der Vereinten
Nationen daraufhin die Anklage
der Verantwortlichen für diese
massiven Menschenrechtsver-
letzungen gefordert. Die Ein-
richtung einer Abteilung für
schwere Verbrechen und von
Sondergruppen für schwere
Verbrechen folgte. Obwohl die
Abteilung am 17. Dezember
2004 die letzte Anklageschrift
verfasste, ist die Arbeit bei
weitem noch nicht abgeschlos-
sen. Die Sondergruppen ver-
suchten, sämtliche anhängigen
Verfahren bis zum 20. Mai 2005
abzuschließen.

UN-Generalsekretär Kofi Annan
bemängelte in seinem jüngsten
UNMISET-Fortschrittsbericht
dann auch den vom Sicher-
heitsrat gesetzten engen Zeit-
rahmen, der eine umfassende
juristische Aufarbeitung verhin-
dere. Ohnehin war der Prozess
durch Indonesien untergraben
worden, weil es die Ausliefe-
rung von rund 300 der fast 400

Angeklagten verweigerte. Kein
Mitglied der indonesischen „Si-
cherheitskräfte“ stand vor Ge-
richt. Die von den Regierungen
Timor-Lestes und Indonesiens
e i n g e r i c h t e t e  bilaterale
Wahrheits- und Freundschafts-
kommission ist  weitgehend
machtlos.

Obgleich sich das Land selbst
sowie die Beziehungen zu In-
donesien in den letzten zwei
Jahren wesentlich stabilisiert
haben, ist Timor-Leste nach wie
vor geprägt von einer instabilen
Sicherheitslage. Eine weitere
Bedrohung stellen ehemalige
Milizangehörige dar, die aus der
indonesischen Provinz Westti-
mor einsickern. Zuletzt kam es
im Januar und Mitte April zu
Feuergefechten an der Grenze.
Mitte Mai 2005 teilte die Regie-
rung Timor-Lestes mit, dass sie
die Sicherheit des im Land sta-
tionierten internationalen Per-
sonals nicht garantieren könne.
Der Abzug der Militärberater
habe negative Auswirkungen
auf die Sicherheitslage zur Fol-
ge, auch auf jene des UN-
Personal, so ein Bericht des
UN-Generalsekretärs. Portugal
erklärte sich am 17. Mai bereit,
30 Polizisten zur Unterstützung
der osttimoresischen Streit-
kräfte bereitzustellen. (Artikel von

C h r i s t o p h  K o h l .  Q u e l l e n :
http://www.gov.east-timor.org,
http://www.pm.gov.tp,
http://www.mfac.gov.tp,
http://www.timorseaoffice.gov.tphttp://ww
w.turismotimorleste.com,
http://www.unmiset.org,
http://www.jsmp.minihub.org)

Vertrag mit Australien soll
Ausbeutung der Öl- und
Gasvorkommen regeln

Wie der australische Außenmi-
nister Alexander Downer am 30.
Mai 2005 vor dem Parlament in
Canberra verlautbaren ließ,
steht die Unterzeichnung eines
Abkommens mit Timor-Leste ü-
ber die gemeinsame Ausbeu-
tung der Erdöl- und Erdgasre-
serven in der Timor-See unter
Führung des australischen
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Woodside-Konzerns kurz bevor.
Timor-Leste wird die Hälfte der
Erlöse aus dem Greater Sunri-
se-Feld erhalten. Wie Downer
mitteilte, könnte dies bis zu 5
Mrd. Australische Dollar (ca. 3
Mrd. EUR) in die Kassen Timor-
Lestes spülen. Die Entschei-
dung über die Festlegung der
gemeinsamen Seegrenze wird
für 50 Jahre ausgesetzt. Ur-
sprünglich waren 99 Jahre vor-
gesehen. Timor-Leste, das er-
kannt hat, dass es mit der Wei-
terverarbeitung des Rohöls
langfristig besser fahren würde
(Einkünfte, Arbeitsplätze), wird
demnach im Gegenzug seine
Ausschreibung für den Aufbau
einer Raffinerie zurückziehen.
Australien soll Timor-Leste beim
Aufbau einer Ölindustrie im
Wert von mehreren Mrd. Dollar
behilflich sein.

Nach aktuellen Schätzungen
beläuft sich der Gesamtwert der
Gas- und Ölreserven in der Ti-
mor-See zwischen Australien
und Timor-Leste auf rund 40
Mrd. Australische Dollar (ca. 25
Mrd. EUR). Fürsprecher Timor-
Lestes betonen, dass dem klei-
nen armen südostasiatischen
Land täglich eine Mio. Australi-
sche Dollar durch die für das
Land ungünstige Feldaufteilung
entgehen werden. Die gegen-
wärtigen Seegrenzen gehen zu-
rück auf eine australisch-
indonesische Vereinbarung von
1972. Nur ein kleiner Abschnitt
der Grenze zwischen Timor-
Leste und Australien blieb strit-
tig (sog. „Timor Gap“), da Por-
tugal keinen Vertrag über die
Seegrenzen mit den Nachbar-
staaten geschlossen hatte.
Portugal hat die australisch-
indonesische Grenzziehung nie
anerkannt. Australien lehnte je-
doch eine Beilegung des Dis-
puts vor dem Internationalen
Gerichtshof ab.

Ende 2004 vergab Timor-Leste
zum ersten Mal Lizenzen für die
Erforschung der Felder in ostti-
moresischen Gewässern. Die
letzten Untersuchungen von
Lagerstätten fanden noch zu

Zeiten der portugiesischen Ko-
lonialherrschaft vor 1975 statt.
Bis Ende 2005 sollen die ersten
Lizenzen zur Ausbeutung der
Reserven vergeben werden. (Ar-

t ikel von Christoph Kohl, Info:
http://www.timorseaoffice.gov.tp)

BERICHTE AUS DENBERICHTE AUS DEN

INSELSTAATENINSELSTAATEN

M E L A N E S I E N

Keke zu lebenslänglich
verurteilt

S a l o m o n e n :  Rebellenführer
Harold Keke von der selbster-
nannten „Guadalcanal Liberati-
on Front“ und seine beiden Mit-
angeklagten Ronnie Cawa (24)
und Francis Lela (22) sind we-
gen Mordes an Minister Augus-
tin Geve, einem katholischen
Priester, im August 2002 zu le-
benslanger Hast verurteilt wor-
den. Die drei Täter hatten den
Minister für Jugend und Sport
an einen Strand der Weather-
coast im Süden der Insel Gua-
dalcanal gelockt und ihn dort
erschossen. Vor Gericht be-
gründete der 34-jährige Keke
den Mord an Father Geve mit
den Worten, der Minister „habe
seinem Volk nicht gut gedient
und Versprechen gebrochen“.
Keke und seine Mittäter hatten
den Mord zunächst nicht ge-
standen und auf „unschuldig“
plädiert. Der zuständige Richter
sagte in seiner Urteilsbegrün-
dung, Keke habe „ein menschli-
ches Leben sinnlos vergeudet“.
Der Prozess gegen Keke hatte
sechs Wochen gedauert. Weite-
re Morde, die Keke zwar nach
allgemeinem Wissen begangen
hat, konnten nicht zweifelsfrei
nachgewiesen werden, so dass
die Urteilsbegründung sich nur
auf den Fall Geve bezog.

In einer ersten Reaktion auf das
Urteil sagte der neuseeländi-

sche Außenminister Phil Goff,
das Urteil gäbe den Menschen
an der Weathercoast den Glau-
ben an die Rechtstaatlichkeit
der Salomonen wieder. Es kön-
ne der Bevölkerung Mut ma-
chen, in Prozessen gegen an-
dere Straftäter auszusagen, um
das vergangene Unrecht aufzu-
arbeiten. Goffs Kollege, der
australische Außenminister Ale-
xander Downer, sagte, der Pro-
zess habe gezeigt, dass nie-
mand auf den Salomonen über
dem Gesetz stünde und jedem
ein fairer Prozess zugestanden
werde.

Harold Keke, ein ehemaliger
Polizist, war im August 2003
von Mitgliedern der multilatera-
len Einsatztruppe RAMSI (Re-
gional Assistance Mission to the
Solomon Islands) verhaftet
worden. (Flash d’Océanie und BBC

18.03.05,www.foreignminister.gov.au/rele
ases/)

Japan unterstützt
Fischerei-Industrie

Salomonen:  Die japanische
Regierung hat den Salomonen
einen Zuschuss über 9,6 Millio-
nen US Dollar zum Wiederauf-
bau der kränkelnden Thun-
fischindustrie gewährt. Das Ab-
kommen über die finanzielle
Zuwendung unterzeichneten
der Premierminister der Salo-
monen, Sir Allen Kemakeza,
und der japanische Charge
d’affaires, Seine Exzellenz
Katshuhiko Kubo. Die einheimi-
sche Firma SOLTAI Fishing and
Processing Limited (SFPL), ein
joint venture der salomonischen
Regierung mit der Provinzregie-
rung der Western Province, soll
im Zuge der finanziellen Unter-
stützung zwei Langleinenboote,
zwei Beiboote sowie diverse
Materialien und Zubehör zum
Tiefseefischfang erhalten. Ja-
pan erhoffe sich eine Wieder-
belebung des Fischfangs der
Salomonen, es handle sich da-
bei immerhin um einen großen
Teil der Wirtschaftskraft des
Landes, erklärte Kubo. Eine
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nachhaltige Bewirtschaftung der
Ressource Fisch sei im japani-
schen Interesse, betonte Kubo,
der zugleich die langjährigen
engen freundschaftlichen Be-
ziehungen zwischen den Salo-
monen und Japan hervorhob.
(http://www.atuna.com, 09.03.05)

Sendestart von Radio
Don Bosco

Salomonen: Am 27. Februar
2005 nahm Radio Don Bosco
89.9 FM auf Tetere Island den
Betrieb auf. Unter dem Motto
„Building community, Empowe-
ring people“ (Gemeinschaft auf-
bauen, Menschen stark ma-
chen) soll „Radio Don Bosco“
als Nachbarschaftssender Bil-
dungs- und Gesundheitsfragen,
soziale Themen und die Anlie-
gen von Jugendlichen und
Frauen in den Vordergrund
stellen.

Die Nachrichten und aktuelle
Programme kommen vom
staatlichen Sender „Solomon
Islands Broadcasting Corporati-
on“. Das Studio ist in der Nähe
eines Jugendzentrums der Sa-
lesianer. "Die beim Aufbau er-
fahrene Gemeinschaft war eine
große Bereicherung", so Fr.
Ambrose Pereira sdb. Der Me-
diendirektor der katholischen
Diözese von Honiara hofft, dass
man darauf auch künftig ver-
trauen kann. Das Projekt konnte
nur mit Hilfe von Spenden und
gespendeten  Arbeitsstunden
verwirklicht werden. Der nicht-
kommerzielle Sender wird auch
weiterhin auf Spenden ange-
wiesen sein.

Sowohl die Insel Guadalcanal
als auch die zu Papua-
Neuguinea gehörende größte
Salomonen-Insel Bougainville
erlitten durch Bürgerkriege er-
hebliche Rückschläge in der
Entwicklung des Mediensektors.
In der letzten Dekade ist die
ohnehin alternde Infrastruktur
der Solomon Islands Broad-
casting Corporation so herun-
tergekommen, das jahrelang
keine Flächendeckung mehr er-
reicht wurde. Sie wird derzeit

mit ausländischer Entwick-
lungshilfe wiederhergestellt. (E-

mail Dr. Hansjörg Biener 04.04.05,
http://www.biener-media.de)

Messstation überwacht
Meeresspiegel

Neukaledonien: Mitte April ha-
ben die Lokalregierung des
französischen Überseeterritori-
ums Neukaledonien, der fran-
zösische Botschafter und Mitar-
beiter des französischen For-
schungszentrums für die Ent-
wicklung IRD (Institut de re-
cherche pour le développe-
ment) eine Messstation zur
Überwachung des Meeresspie-
gels nahe der neukaledoni-
schen Hauptstadt Nouméa ein-
geweiht. Die Messstation wird
gemeinschaftlich von Mitarbei-
tern des IRD, einheimischen
Forschern und Mitarbeitern des
Referats für Hydrogeographie
und Ozeanographie der franzö-
sischen Armee betrieben. Neu-
kaledonien ist das erste franzö-
sische Gebiet im Pazifik mit ei-
ner derartigen Messstation.
Mutterland Frankreich verfügt
an seinen Küsten über 22 Stati-
onen. Die Messwerte sollen
täglich Auskunft geben über
Veränderungen im Meersspie-
gel, um längerfristig Aussagen
über Tsunamis und den be-
fürchteten Anstieg des Meeres-
spiegels aufgrund des globalen
Klimawandels treffen zu kön-
nen. Die Daten werden über-
mittelt in die französische Ha-
fenstadt Brest, wo frankreich-
weit alle Messdaten zusam-
menlaufen und analysiert wer-
den.
Das französische IRD entwi-
ckelt und fördert wissenschaftli-
che Projekte in tropischen Zo-
nen zu den Beziehungen zwi-
schen Menschen und ihrer
Umwelt. Seit 1946 arbeitet das
IRD in Nouméa. (Oceania Flash

22.04.05, http://www.ird.nc/)

M I K R O N E S I E N

Verbot chemischer
Waffen

Palau: In seiner zweiten Amts-
zeit hat der palauanische Präsi-
dent Tommy Remengesau Jr.
sein Wahlversprechen einge-
löst, mit der Unterzeichnung
weiterer wichtiger Abkommen
die Umwelt der mikronesischen
Republik zu schützen. Der Se-
nat verabschiedete das Gesetz
über das Verbot chemischer
Waffen. Das Gesetz Nummer 7-
22 (Chemical Weapons Prohibi-
tion Act) soll zum besseren
Schutz der Umwelt und der
Menschen beitragen.

Mit dem Prohibition Act werden
die Vorgaben der Konvention
über das Verbot der Entwick-
lung, Herstellung und Lagerung
chemischer Waffen (engl. Con-
vention on the Prohibition of the
Deve lopmen t ,  Production,
Stockpiling and Use of Chemi-
cal Weapons and on their De-
struction) implementiert. Die
Konvention trat am 5. März
2003 in Palau in Kraft. Mit dem
Gesetz treten Neuregelungen in
Kraft. So wird zukünftig ein Ver-
stoß gegen die Konvention mit
l e b e n s l a n g e r  Haftstrafe
und/oder einer Geldbuße von
einer Million US Dollar bestraft.
Das Gesetz stellt auch den
Gebrauch chemischer Waffen
bei Militäreinsätzen in Strafe
sowie das Anstiften zum Handel
und zur Lagerung von chemi-
schen Waffen. Internationale
Waffeninspekteure haben ab
sofort das Recht auf unange-
kündigte Überprüfungen der
Einhaltung der Konvention. (Pa-

l a u  H o r i z o n  1 8 . 0 5 . 0 5 ,
http://www.opcw.org)

P O L Y N E S I E N

Premierminister im Amt
bestätigt
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Niue: Eine Woche nach den
Parlamentswahlen in Niue wur-
de Premierminister Young Vivi-
an am 12. Mai 2005 von den
Abgeordneten wieder gewählt.

Der 1936 geborene frühere
Lehrer Mititaigimimene Young
Vivian trat das Amt des Pre-
mierministers im Mai 2002 an,
nachdem seine damalige Partei,
die Niue People’s Party (NPP),
die Wahlen für sich entschieden
hatte. Seit 1969 ist Vivian in der
Politik und war seit 1974 mehr-
fach Minister. Nach dem Tod
des langjährigen Ministerpräsi-
denten Sir Robert Rex hatte Vi-
vian Young das Amt von De-
zember 1992 bis März 1993 be-
reits kommissarisch ausgeübt.
Erfahrung auf dem internatio-
nalen Parkett sammelte Young
Vivian zwischen 1979 und 1982
als Generalsekretär der South
Pacific Commission (heute: Pa-
cific Community) in Nouméa,
Neukaledonien.

Die Wiederwahl Vivians erfolgte
eine Woche nach den regulären
Wahlen zur zwanzig Sitze zäh-
lenden Niue Assembly. 14 Ab-
geordnete werden in Einerwahl-
kreisen (Mehrheitswahlsystem)
gewählt, die restlichen sechs
Mandate werden per Verhält-
niswahl vergeben. 17 Abgeord-
nete gehörten auch der voran-
gegangenen Assembly an. Er-
hielt Vivian 2002 14 Stimmen,
konnte er sich dieses Mal mit
den Stimmen 17 unabhängiger
Abgeordneter gegen seine Her-
ausforderin O’Love Jacobson
durchsetzen. Zeitgleich wurde
der Parlamentspräsident, Ata-
pana Siakimotu, bestätigt.

Innerhalb einer Woche musste
Vivian sein neues Kabinett vor-
stellen. Die bereits im alten Ka-
binett vertretenen Minister Bill
Vakaafi Motufoou und Fisa Pi-
higia behielten ihre Portfolios
(Landwirtschaft und Fischerei
bzw. Gesundheit und Gemein-
deangelegenheiten). Neu am
Kabinettstisch ist Frau Tukuito-
ga, die das Bildungs- und Kul-

turressort übernimmt. Für den
nicht wieder berufenen Finanz-
minister Toke sucht Vivian noch
Ersatz.

Die neue Regierung steht vor
vielfältigen Aufgaben und
Problemen: Niue ist von neu-
seeländischen Hilfszahlungen
abhängig; d ie  Tourismus-
Industrie ist im Zuge des Zyk-
lons Heta, der die Insel im Ja-
nuar 2004 verwüstet hatte, und
eines schlechten Politikmana-
gements zusammengebrochen.
Die wöchentliche Fluganbin-
dung nach Neuseeland ist dem
Fremdenverkehr abträglich.
Nach wie vor ist der öffentliche
Sektor der größte Arbeitgeber.
Infrastrukturmaßnahmen (Ver-
kehr, Krankenhaus, öffentliche
Gebäude) sowie Projekte zur ö-
konomischen Entwicklung Ni-
ues stehen auf der politischen
Agenda. Noni-Saft – hergestellt
aus der gesundheitsfördernden
Noni-Frucht (lat. Morinda citrifo-
lio) – könnte sich als niueani-
scher Exportschlager erweisen.
Weitere Schwierigkeiten erge-
ben sich aus leer stehenden,
verfallenden Häusern ausge-
wanderter Insulaner. Eine Ver-
einbarung zwischen Niue und
Neuseeland im Rahmen eines
Kooperationsprogramms wird in
Kürze erfolgen.

Info: Das nur rund 260 qkm
und 1.200 Einwohner zählende
Niue ist seit 1974 ein mit Neu-
seeland assoziierter souveräner
Staat. Das 2.600 km südwest-
l ich gelegene Neuseeland
nimmt die Außen- und Sicher-
heitspolitik Niues wahr. In den
vergangenen Jahrzehnten wan-
derten viele Niueaner/innen auf
der Suche nach Arbeit und
Wohlstand nach Neuseeland
aus. (Artikel von Christoph Kohl, Quel-

len: http://www.niuegov.com
http://www.niuenews.nu)

Wegen Homosexualität
verurteilt

Fiji: Ein australischer Tourist
und ein indo-fijianischer Sexar-

beiter sind wegen homosexuel-
ler Handlungen zu zwei Jahren
Gefängnis verurteilt worden.
Der 55-jährige pensionierte
Lehrer Thomas McCoskar und
der 23-jährige Inder Dhirendra
Nandan waren angeklagt, wäh-
rend eines 14-täigigen Ferien-
aufenthaltes von McCoskar in
Nadi, Geschlechtsverkehr ge-
habt zu haben. Der zuständige
Richter Syed Muhktar Shah
verurteilte die beiden Homose-
xuellen scharf und sagte
McCoskar, wenn er sich mit
kleinen Jungs vergnügen wolle,
solle er das bitte in seinem
Heimatland Australien tun und
dafür keine Fijianer „ausbeu-
ten“. McCoskar erklärte, er ha-
be nicht gewusst, dass Homo-
sexualität in Fiji unter Strafe
stünde. McCoskar hatte Nan-
dan für seine sexuellen Dienste
bezahlt. Als Nandan mehr Geld
von dem australischen Touris-
ten forderte, dieser der Forde-
rung jedoch nicht nachkam,
stahl Nandan aus McCoskars
Geldbörse 1.500 AUS Dollar.

Nach fijianischem Gesetz kön-
nen homosexuelle Handlungen
mit einem Freiheitsentzug von
bis zu 14 Jahren bestraft wer-
den. (Tahitipresse 05.04.05, Fijilive,

06.04.05)

Zuckerindustrie in
schlechter Position nach

WTO-Entscheidung

F i j i :  Die Entscheidung der
Welthandelsorganisation (WTO)
von Ende April 2005, die euro-
päischen Subventionszahlun-
gen an Zucker produzierende
Staaten herunterzufahren, trifft
auch fijianische Zuckerherstel-
ler. Bislang profitierte der pazifi-
sche Inselstaat von den Sub-
ventionen der Europäischen U-
nion, erlaubten diese doch der
heimischen Industrie, den Zu-
cker zum zwei- bis dreifachen
des regulären Weltmarktpreises
zu verkaufen.

Die Europäische Union kauft Fiji
jährlich Zucker im Wert von 25
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Mio. EUR ab. Der Vorzugspreis
pro Tonne wird von 50 EUR auf
ca. 30 EUR sinken. Mit den
AKP-Staaten (dazu zählen 79
‚Entwicklungsländer’ aus Afrika,
der Karibik und dem Pazifik)
steht die EU derzeit in Ver-
handlung über die Neugestal-
tung der Handelsbeziehungen
ab 2008.

In der Entscheidung vom 29.
April verfügte die in Genf an-
sässige WTO, dass die EU die
Subventionen in einem an-
nehmbaren Zeitrahmen um
mehr als die Hälfte von derzeit
1,3 Mrd. EUR auf dann 499
Mio. EUR kürzen soll. Die Klage
war im Oktober 2004 von Aust-
ralien, Brasilien und Thailand
eingereicht worden, in denen e-
benfalls Zucker angebaut und
verarbeitet wird. Weder Thai-
land noch Brasilien gehören
den AKP-Staaten an.

Der australische Handelsmi-
nister Mark Vaile war entspre-
chend erfreut über das Urteil
der WTO, bekommt die austra-
lische Zuckerindustrie durch die
Subventionskürzungen doch
Aufwind. Die aus Dänemark
stamm e n d e  EU-Landwirt-
schaftskommissarin, Mariann
Fischer Broel, erklärte, die EU
wolle auch künftig die Interes-
sen von Produzenten und
Verbrauchern von Zucker so-
wohl innerhalb der Union als
auch in den AKP-Staaten ver-
teidigen.

Wenig überrascht von der
WTO-Entscheidung zeigten sich
der fijianische Außenhandels-
und Außenminister Kaliopate
Tavola und der Direktor der Fiji
Sugar Marketing Company,
John May. May erklärte, man
habe bereits mit einem Fall der
Preise um 23 Prozent im Ver-
gleich zum Vorjahr gerechnet.
Die Einleitung von Reformen im
fijianischen Zuckersektor seien
dringender als je zuvor. Der in-
do-fijianische ehemalige Pre-
mierminister des zentralpazifi-
schen Inselstaates, der im Mai
2000 in einem Putsch abge-

setzte Mahendra Chaudhry, er-
klärte in seiner Funktion als
Generalsekretär der Gewerk-
schaft „National Farmers Uni-
on“, er befürchte den Verlust
von rund 60 Mio. EUR in den
kommenden Monaten. Chaudh-
ry unterstrich, dass derzeit ein
Viertel der rund 800.000 Ein-
wohner Fijis direkt oder indirekt
vom Zucker leben.

Auf der Jahresversammlung der
Gewerkschaft am 1. Mai, an der
sich etwa 500 Mitglieder betei-
ligten, forderten Redner eine
auf fünf Jahre befristete Steuer-
befreiung für die fijianische Zu-
ckerindustrie. Mit der durch die
WTO verfügten Absenkung des
Verkaufspreises, die bis spä-
testens Juli nächsten Jahres
greife, müssten die zumeist in-
do-fij ianischen Zuckerfarmer
entlastet werden. Gleichzeitig
griff Chaudhry Australien an, als
bisher „befreundete Nachbar“
die Klage mit angestrengt und
somit den Zuckersektor auf Fiji
aus Egoismus geschädigt zu
haben. (Artikel von Christoph Kohl.

Que l len :  h t tp : / /www.acpsec .org,
http://www.wto.org,
http://www.dfat.gov.au/trade,
http://europa.eu.int/comm/agriculture,
http://www.foreignaffairs.gov.fj)

Kinder verlernen Sprache

Osterinsel: Die Maori der zu
Chile gehörenden Osterinsel
(Rapa Nui) im Osten des Pazi-
fiks befürchten den Niedergang
ihrer einheimischen Sprache
Rapanui. Obwohl die Sprache
von den älteren Bewohnern
weiterhin gesprochen wird, ler-
nen immer weniger Kinder das
Rapanui. Die auf der entlege-
nen pazifischen Insel zu emp-
fangenden Radio- und Fern-
sehstation senden überwiegend
in Spanisch, der Sprache des
südamerikanischen Mutterlan-
des. Die noch rund 2.000 Rapa
Nui (Gesamtbevölkerung der
Insel: 4.000) wandten sich an
Radio Australia mit der Bitte um
Unterstützung bei der Bewah-
rung ihrer Sprache und Kultur.

Als ostpolynesische Sprache ist
Rapanui mit den anderen Spra-
chen Ostpolynesiens (Tahitisch,
Marquesanisch,  Paumotu,
Mangarevanisch, Hawaiisch,
Maori, Rarotonganisch etc.)
verwandt. Besondere Nähe be-
steht allerdings zum Tahitischen
und zwar nicht, weil mit dem
Tahitischen eine besonders en-
ge sprachentwicklungsge-
schichtliche Verwandtschaft be-
steht, sondern weil das Rapanui
im späten 19. Jahrhundert stark
vom Tahitischen beeinflusst
wurde und hunderte Lehnwörter
aus dem Tahitischen übernahm.
Daher verstehen die meisten
Rapanui rudimentär Tahitisch.
Viele sprechen die tahitische
Sprache auch fließend, auf-
grund der engen Verbindungen
nach Tahiti (auf Tahiti leben
mehrere hundert Rapanui). (Ra-

dio Australia 04.04.05, Email Lorenz Gon-
schor 28.04.05)

Wissenschaftler prüfen
Moruroa

Französisch-Polynesien: Zwei
französische Forscherteams
haben das Atoll Moruroa auf
bleibende Schäden durch die
Serie der französischen unter-
und überirdischen Atomtests in
den Jahren 1966 bis 1996 un-
tersucht. Bei den als „Turbo“
und „Poly Tubes“ bezeichneten
Untersuchungen ging es um die
Flora und Fauna des Atolls der
Tuamotu-Inseln sowie um die
Korallen- und Fischbestände.

Der inzwischen pensionierte
Journalist und Autor des Bu-
ches „Morura et Fangataufa-
Les atolls de l’atome“, Bernard
Dumortier, konnte im Auftrag
der französischen Ausgabe des
Magazins „Nat ional  Ge-
ographic“ als Beobachter an
dem Projekt „Turbo“ teilneh-
men. Er sagte gegenüber der
tahitianischen Zeitung „Tahiti
Presse“, die Vegetation auf Mo-
ruroa habe sich von den Tests
erholt. Die Insel grüne und blü-
he. Auch habe er mit bloßem
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Auge Mantas und Schildkröten
beobachten können.

Dumortier hatte an einigen
Atomversuchen als Journalist
im Auftrag des französischen
Verteidigungsministeriums und
des damaligen Präsidenten
Charles de Gaulle teilgenom-
men. Sein Buch über das Test-
gelände fand nicht zuletzt we-
gen der seltenen Fotos aus Be-
ständen des Verteidigungsmi-
nisteriums in Frankreich große
Beachtung.

Der Koordinator der tahitiani-
schen Atomtestveteranenverei-
nigung „Moruroa e Tatou“, John
Doom, und Bruno Barrillot vom
französischen „Centre de Do-
cumentation et de Recherche
sur la Paix et les Conflits“
(CDRPC) kritisieren jedoch die
journalistische Arbeit von Du-
mortier. Er stünde aufgrund sei-
ner Auftraggeber der französi-
schen Regierung zu nahe und
habe deshalb die gesundheitli-
chen Spätfolgen für die einhei-
mischen Arbeiter des Testge-
ländes heruntergespielt bzw.
nicht beachtet.

In den 30 Jahren hatte Frank-
reich 41 atmosphärische und
rund 140 unterirdische Atom-
bomben auf den Atollen Moru-
roa und Fangataufa getestet.
(Tahitipresse 15.04.05, B. Dumortiers
Buch, Gespräch mit B. Barrillot)

Oscar Temaru erneut
Präsident

Französisch-Polynesien:
Nachdem sein Wahlbündnis
Union pour la Démocratie
(UPLD) die partiellen Neuwah-
len vom 13 März gewonnen
hatte (siehe PA 1/05), wurde
Oscar Temaru am 3. März von
der Versammlung Französisch-
Polynesiens erneut zum Präsi-
denten des Landes gewählt. Mit
29 Stimmen lag er eine Stimme
über der erforderlichen absolu-
ten Mehrheit. Sein Gegenkan-
didat von Gaston Flosses Partei
Tahoeraa Huiraatira, der Bür-

germeister der Insel Bora-Bora,
Gaston Tong Sang, erhielt 26
Stimmen, während die beiden
unabhängigen Abgeordneten
Philip Schyle und Nicole Bou-
teau sich wie angekündigt ihrer
Stimme enthielten. Zuvor hatte
der Tahoeraa-Abgeordnete
Jean-Alain Frébault, der bereits
letztes Jahr zur UPLD überge-
laufen, nach Flosses erneuter
Machtergreifung aber in seine
Partei zurückgekehrt war, er-
neut die Seiten gewechselt,
wodurch Temarus Fraktion von
28 auf 29 angewachsen war. In
seiner Antrittsrede unterstrich
Temaru erneut, dass die Unab-
hängigkeit für seine Regierung
zunächst nicht auf der Tages-
ordnung steht. Schwerpunkte
der Regierungspolitik der
nächsten vier Jahre sollen statt
dessen die Konsolidierung der
Wirtschaft des Landes und die
Reform des aufgeblähten und
ineffektiven Verwaltungsappa-
rates sein. Temaru sprach sich
auch entschieden dafür aus, für
die Dauer der restlichen Legis-
laturperiode mit der gegebenen
Mehrheit zu regieren und auf
weitere partielle Neuwahlen auf
den äußeren Inseln, wie von
verschiedenen Seiten gefordert
worden war, zu verzichten.

Am 7. März stellte Oscar Tema-
ru dann sein neues Kabinett
vor. Es umfasst 16 Minister, von
denen sieben bereits in Tema-
rus erster Regierung letztes
Jahr vertreten waren. Wie letz-
tes Jahr übernimmt Temaru
selbst das Ressort der Außen-
beziehungen und der Gemein-
deentwicklung,  Vizepräsident
und Minister für Tourismus und
Luftfahrt ist wie letztes Jahr
Jacqui Drollet (Ia Mana Te Nu-
naa). Aus dem vorigen Kabinett
übernommen wurden ebenso
Wirtschafts- und Finanzminister
Emile Vanfasse (parteilos), Mi-
nister für Post, Telekommunika-
tion und Sport Emile Vernaudon
(Ai’a Api), Keitapu Maamaatu-
aiahutapu (parteilos) als Minis-
ter für Fischerei und Perlen-
zucht, Bildungsminister Jean-
Marius Raapoto (Tavini Huiraa-

tira), James Salmon (Tavini Hui-
raatira) als Transport-, Ver-
kehrs- und Energieminister so-
wie Gilles Tefaatau (Ai’a Api)
als Minister für Landfragen,
Vermessungswesen und Woh-
nungsbau. Neu ins Kabinett be-
rufen wurden Pierre Frébault
(parteiloser Gewerkschafter) als
Arbe i tsmin is te r ,  Landwirt-
schaftsminister Ahiti Roomataa-
roa (Tavini Huiraatira), Georges
Handerson (Here Ai’a) als Mi-
nister für Umwelt und Katastro-
phenschutz, Pia Faatomo (par-
teilos, ex-Tahoeraa) als Ge-
sundheitsministerin, Patricia
Jennings (Fetia Api aus den In-
seln unter dem Wind; die dorti-
ge Sektion der Partei ist Teil der
UPLD) für Sozialwesen, Tina
Cross (Te Hono E Tau I Te Ho-
noaui) als Ministerin für Frauen
und Familie, Tauhiti Nena (par-
teilos) als Minister für Jugend
und Kultur sowie Natacha Tau-
rua (Ai’a Api) als Ministerin für
Kunsthandwerk. Direkt aus
Flosses letztem Kabinett über-
nommen wurde Louis Frébault
(ex-Tahoeraa) als Minister für
die Entwicklung der äußeren In-
seln, nachdem sein Bruder
Jean-Alain die Seiten gewech-
selt hatte. (Artikel von Lorenz Gon-

schor. Quellen: Tahitipresse, Tahiti Pacifi-
que Magazine)

Rebellion der GIP-Miliz
gegen die Regierung

Temaru

Französisch-Polynesien: Kurz
nach Amtsantritt von Oscar
Temarus neuer Regierung kam
es in Tahiti zu einer weiteren
schweren politischen Krise, als
Mitglieder der Mitte der 1990er
Jahre von Gaston Flosse ge-
g r ü n d e t e n  „Groupement
d’Intervention de la Polynésie“
(GIP, Polynesische Interventi-
onsgruppierung, eine dem Prä-
s i d e n t e n  Französisch-
Polynesiens direkt unterstellte
Serviceagentur für gemeinnüt-
zige Arbeiten und Sicherheits-
dienste) gegen die neue Regie-
rung rebellierten und den Hafen
von Papeete besetzten. Am 9.
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März hatte Temaru den bisheri-
gen, Flosse nahe stehenden
Kommandanten der GIP, Léo-
nard Puputauki, seines Amtes
enthoben und durch seinen ei-
genen Vertrauensmann Robert
Maker ersetzt. Als dieser zwei
Tage später seinen Arbeitsplatz
im der GIP-Zentrale im Hafen-
viertel von Papeete einnehmen
wollte, versperrten ihm GIP-
Mitglieder den Zugang. Tema-
rus Regierung war mit vielen
anderen Aufgaben beschäftigt
und ließ das Problem zunächst
ungelöst. Am 23. März rief der
Präsident dann in einer Presse-
konferenz alle GIP-Mitglieder
auf, loyal mit der Regierung zu-
sammenzuarbeiten und kün-
digte eine Umstrukturierung der
GIP an. Am Tag darauf blo-
ckierten mehrere hundert Mit-
glieder der GIP unter Führung
von Puputauki mit Bulldozern
und Lastwagen die Zugangs-
brücke zum Hafen von Papeete.
Sie forderten den Widerruf von
Makers Ernennung und statt
dessen die Berufung von Pu-
putaukis bisherigem Vize Yan-
nick Boosie. Als zwei Tage
später ein GIP-Schiff von einer
Mission auf den äußeren Inseln
nach Papeete zurückkam, ka-
perten Puputaukis Leute unter
Gewaltanwendung das Schiff,
dessen Mannschaft Temarus
Regierung loyal war, und diri-
gierten es in den von ihnen
kontrollierten Teil des Hafens.
Da Tahitis gesamte Ölreserven
in dem von Puputaukis Leuten
kontrollierten Hafenbereich la-
gern, wuchs die Furcht der Be-
völkerung vor einer Energiekri-
se. Schließlich gab Temaru am
27. März den Forderungen teil-
weise nach und unterzeichnete
die Rückberufung Makers, wor-
aufhin die Rebellen die Blocka-
de abbrachen. Als Oscar Tema-
ru am 30. März aber den poli-
tisch neutralen Hafenangestell-
ten Marcel Ahini zum neuen
GIP-Kommandanten ernannte,
errichteten Puputauki und seine
GIP-Mitglieder ihre Barrikaden
erneut. Temaru musste schließ-
lich nachgeben, da erneut die
Energieversorgung Tahitis zu-

sammenzubrechen drohte, und
ernannte am 3. April wie von
den Rebellen gefordert Yannick
Boosie zum neuen GIP-Chef,
so dass diese ihre Blockade
beendeten. Gleichzeitig er-
nannte der Präsident eine
Kommission, die die Rolle der
GIP evaluieren soll.

Die Ereignisse zeigten mit aller
Deutlichkeit, dass die GIP keine
neutrale gemeinnützige Institu-
tion, sondern eine Gaston Flos-
se hörige Miliz ist, die sich von
Temarus Regierung nicht kon-
trollieren lässt und damit die
Stabilität der neuen Regierung
ernsthaft in Gefahr bringen
kann. (Artikel von Lorenz Gonschor.

Quellen: Tahitipresse, Tahiti Pacifique
Magazine)

Antony Geros erneut
Versammlungspräsident

Französisch-Polynesien: Am
14. April trat die Versammlung
Französisch-Polynesiens zu-
sammen, um turnusgemäß ih-
ren Präsidenten zu wählen.
Antony Geros, der letztes Jahr
in diesen Posten gewählt wor-
den war, musste im November
letzten Jahres ebenso wie alle
anderen Abgeordneten aus Ta-
hiti und Moorea sein Amt auf-
geben, weil der französische
Verfassungsrat die Wahlen vom
23. Mai in diesem Wahlkreis für
ungültig erklärt hatte. Der erste
Versammlungsvizepräsident Hi-
ro Tefaarere (UPLD) hatte dar-
aufhin per interim das Amt des
Versammlungspräsidenten
übernommen. Während die
UPLD-Mehrheitsfraktion wie-
derum Geros als ihren Kandi-
daten für die diesjährige Neu-
wahl festlegte, weigerte sich
Tefaarere, sich dem Mehrheits-
willen seiner Fraktion zu beu-
gen und kandidierte gegen Ge-
ros. In seiner Funktion als Ver-
sammlungspräsident per interim
verfügte er außerdem die Auf-
stellung einer Wahlkabine im
Plenarsaal, um zu garantieren,
dass die Abstimmung wirklich
geheim bleibt (bisher wurden

Parlamentsvoten nur „halbge-
heim“ mit Wahlzetteln und Urne,
aber ohne Wahlkabine durch-
geführt). Bei der Abstimmung
erhielt Geros zunächst nur 27
Stimmen (eine unter der erfor-
derlichen absoluten Mehrheit),
gegen 26 für Lana Tetuanui, die
Kandidatin von Flosses Tahoe-
raa, eine Stimme für Tefaarere
und drei Enthaltungen, wovon
zwei klar von den unabhängi-
gen Abgeordneten Philip Schyle
und Nicole Bouteau kamen, die
Herkunft der dritten aber unklar
blieb und zu zahlreichen Spe-
kulationen führte. Bei einem
zweiten Wahlgang entsprach
das Ergebnis dann aber den
Fraktionsstärken: 28 für Geros,
26 für Tetuanui, eine Stimme für
Tefaarere und zwei Enthaltun-
gen, womit Geros mit knapper
Mehrheit zum Versammlungs-
präsidenten gewählt war.

Einen Monat später beschloss
die Versammlung dann mit 40
Stimmen und 14 Enthaltungen
ihr neues Regelwerk. Danach
erhält jeder Abgeordnete die
Möglichkeit, eine Hilfskraft ein-
zustellen, womit die Arbeitsbe-
dingungen der Abgeordneten
verbessert werden, während
gleichzeitig der aufgeblähte
Verwaltungsapparat des Parla-
ments verkleinert wird. Außer-
dem werden Abgeordnete in
Zukunft für unentschuldigte Ab-
wesenheit zunächst verwarnt,
bei exzessiver Abwesenheit
werden ihre Diäten gekürzt.

Am 19. Mai wurde schließlich
Unutea Hirshon (UPLD) zur
Vorsitzenden des ständigen
Ausschusses der Versammlung
gewählt und die Mitglieder der
neun Arbeitsausschüsse be-
stimmt. Damit ist die Erneue-
rung der Institutionen des Lan-
des für dieses Jahr abgeschlos-
sen.

Info: Die Versammlung Fran-
zösisch-Polynesiens, die alle
fünf Jahre vom Volk gewählt
wird, wählt jedes Jahr eines ih-
rer Mitglieder zum Versamm-
lungspräsidenten. Ebenfalls
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jährlich neu gewählt werden
Mitglieder und Präsident des
ständigen Ausschusses der
Versammlung sowie zahlreiche
Arbeitsausschüsse. Nach dem
neuen Regelwerk der Ver-
sammlung können erstmals
auch Untersuchungsausschüs-
se gebildet werden. (Artikel von Lo-

renz Gonschor. Quellen: Tahitipresse,
Tahiti Pacifique Magazine)

Forderung nach
königlichem Traditionsrat

Französisch-Polynesien: Am
12. März trafen in Tahiti 30 Ab-
kömmlinge verschiedener ade-
liger Familien unter Führung
von Joinville Pomare, dem
Thronerben der königlichen
Familie Pomare, sowie des
Landrechtsaktivisten Clément
Pito und des Interimspräsiden-
ten der Versammlung Franzö-
sisch-Polynesiens Hiro Tefaare-
re zusammen. In einer Presse-
erklärung forderten sie die Ein-
setzung eines „Conseil Coutu-
mier Royal“ (königlichen Tradi-
tionsrats) als zweite Kammer
des Lokalparlaments neben der
Versammlung Französisch-
Polynesiens, um die Interessen
der Adelsfamilien als Hüter tra-
ditioneller polynesische Werte
zu vertreten. Sie berufen sich
dabei auf den in Neukaledonien
bestehenden „Sénat Coutumier“
(Traditionssenat), in dem die
Häuptlinge der verschiedenen
kanakischen Volksgruppen ver-
treten sind. Ähnliche traditio-
nelle Institutionen mit Verfas-
sungsrang bestehen in den
meisten Pazifikstaaten, bei-
spielsweise das  House of Ariki
der benachbarten Cook-Inseln
oder der Great Council of
Chiefs in Fiji.

Joinville Pomare und Clément
Pito waren in den 80er und 90er
Jahren Aktivisten der radikal
monarchist ischen Pomare-
Partei und hatten durch zahlrei-
che Landbesetzungen auf sich
aufmerksam gemacht.  Nach-
dem sie beide Oscar Temarus
UPLD im Wahlkampf unterstützt
hatten, waren sie Ende letzten

Jahres als Anführer der Beset-
zungen öffentlicher Gebäude
zum Protest gegen Flosses er-
neute Machtübernahme aufge-
fallen. Hiro Tefaarere dagegen
hatte nie etwas mit der Pomare-
Partei zu tun. Seine Enthüllung,
von einer der polynesischen A-
delsfamilien abzustammen und
sein plötzliches Engagement für
deren Anliegen, überraschte
viele.

Anfang Mai erneuerte die Grup-
pe ihre Forderung und stellte
einen formellen Antrag an Prä-
sident Temaru, der aber bislang
nicht öffentlich darauf reagierte.
(Artikel von Lorenz Gonschor. Quelle: Ta-
hitipresse, Tahiti Pacifique Magazine)

Verschwinden von
Politikern nach wie vor

ungeklärt

Französisch-Polynesien: Drei
Jahre nach dem mysteriösen
Verschwinden der Oppositions-
politiker der Partei Fetia Api Bo-
ris Léontieff, Lucien Kimitete,
Arsen Tuairau und Ferfine Bes-
seyre sowie ihres Piloten Gilbert
Kelly während einer Wahl-
kampftour in den Tuamotu-
Inseln am 23. Mai 2002 sind die
Umstände des mutmaßlichen
Absturzes ihres Flugzeuges
noch immer unklar. Von der
Maschine fehlt nach wie vor je-
de Spur, keinerlei Trümmerteile
oder andere Hinweise auf einen
Absturz wurden bislang gefun-
den. Unterdessen verbreiten
sich Gerüchte über eine mögli-
che Sabotage unter eventueller
Involvierung der damals Gaston
Flosse unterstehenden  GIP-
Miliz, bis hin zu noch viel ex-
tremeren Verschwörungstheo-
rien. Bei der Gedenkfeier zum
dritten Jahrestag des Ver-
schwindens forderten Angehö-
rige der Verschwundenen die
Aufdeckung der Wahrheit um
jeden Preis. Die Versammlung
Französisch-Polynesiens kün-
digte unterdessen an, einen
Untersuchungsausschuss zur
Aufklärung der Vorfälle einzu-
setzen, während Frankreichs

Präsident Chirac gebeten wur-
de, seinen amerikanischen
Amtskollegen um Einsicht in
US-Spionagesatellitenfotos der
Region vom Tag des Ver-
schwindens zu ersuchen. (Artikel

von Lorenz Gonschor. Quelle: Tahitipres-
se)

HAWAI’IHAWAI’I

Wiss. Symposium über
die Legitimität des

Königreiches

Am 16. April fand in der Univer-
sität von Hawai‘i das erste jähr-
liche Symposium der Hawaiian
Society for Law and Politics
(HSLP, Hawaiische Gesell-
schaft für Recht und Politik)
statt. Die Gesellschaft war letz-
tes Jahr von dem hawaiischen
Politikwissenschaftler und Un-
abhängigkeitsaktivisten Keanu
Sai gegründet worden, um ein
Forum zur wissenschaftlichen
Diskussion über die Hawaiische
Nation zu schaffen. Vor fünf
Jahren hatte Sai die Frage der
Unabhängigkeit Hawai‘is vor
den internationalen Schiedsge-
richtshof in Den Haag gebracht,
der in einer Anhörung das Kö-
nigreich Hawai‘i als souveränen
Staat anerkannt hatte. Von die-
sem Präzedenzfall ausgehend,
hatte Sai mehrere Juristen,
Historiker und Politikwissen-
schaftler eingeladen, um ihre
Fachmeinung anzuhören.

Während e in  vom US-
Bundesstaat Hawai‘i engagier-
ter Juraprofessor mit Hilfe ei-
gentümlicher juristischer Kon-
struktionen versuchte, die US-
Herrschaft über Hawai’i zu legi-
timieren, brachten die meisten
anderen Vortragenden hand-
feste juristische Argumente für
die Kontinuität des Königreichs
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Hawai‘i und die Illegalität der
US-Besatzung vor. Sai plant,
den internationalen wissen-
schaftlichen Austausch über
diese Fragen noch weiter vo-
ranzutreiben, um das weltweite
Bewusstsein für die illegitime
US-Besatzung Hawai‘is zu stär-
ken. (Artikel von Lorenz Gonschor.

Quelle: Eigene Teilnahme am Symposi-
um)

Protest gegen
Militarisierung der Uni

Pläne der Universität von Ha-
wai’i, in Zusammenarbeit mit
der US-Marine ein geheimes
militärisches Forschungszent-
rum einzurichten, haben zu
massiven Protesten seitens der
Studentenschaft und vieler
Professoren geführt.

Ende letzten Jahres war be-
kannt geworden, dass die Ver-
waltung der Universität seit län-
gerer Zeit plant, mit dem US-
Mil i tär zusammenzuarbeiten.
Gegen die Bereitstellung uni-
versitärer Forschungskapazitä-
ten für geheime Militärforschung
würde die Universität über län-
gere Zeit Geldmittel in Höhe
von 50 Millionen US-Dollar aus
dem Verteidigungshaushalt er-
halten, ein verlockendes Ange-
bot für die chronisch unterfinan-
zierte Hochschule.

Als dann der Verwaltungsrat der
Uni im März dieses Jahres be-
gann, konkret über die Annah-
me des Angebots zu debattie-
ren, begannen Friedens- und
Unabhängigkeitsaktivisten unter
der Studenten- und Professo-
renschaft lautstark gegen die
Pläne zu debattieren. Durch die
Annahme des Abkommens
werde die Universität ihr Anse-
hen als ein weltoffener „Hawaii-
scher Ort des Lernens“ (ent-
sprechend ihrer Satzung) verlie-
ren und zu einem Organ des
US-Militarismus, so die Argu-
mentation der Protestler. Die a-
kademische Freiheit und Ver-
antwortlichkeit werde verloren
gehen, wenn man nach Etablie-

rung des Forschungszentrums
nicht mehr überblicken könne,
welche Forschungsvorhaben
militärisch geheim und welche
öffentlich sein werden. Von ha-
waiischen Aktivisten wurde au-
ßerdem unterstrichen, dass die
Uni auf von der US-Regierung
ges toh lenem hawaiischen
Kronland erbaut ist, und von
daher alle auf diesem Gelände
durchgeführten Aktivitäten im
Interesse der Hawaiier liegen
müssten, wozu militärische For-
schung absolut nicht zählt. Hin-
zukommt, dass die Uni Hawai’i
bereits in der Vergangenheit in
unsägliche militärische For-
schungsprojekte verwickelt war,
so in den 1960er Jahren in die
Herstellung des im Vietnam-
krieg verwendeten Giftgases A-
gent Orange.

Nachdem Universitätskanzler
Peter Englert Mitte April auf
mehreren Konsultationen ver-
geblich versucht hatte, das
Projekt gegen eine wachsende
Zahl kritischer Studenten und
Professoren zu verteidigen,
wuchsen die Proteste immer
weiter an und wurden wochen-
lang zum Hauptgesprächsthe-
ma auf dem Campus. Täglich
dachten sich die Protestieren-
den neue Protestformen aus,
von Transparenten, Flugblättern
und Graffiti bis hin zu Straßen-
theater.

Schließlich drangen Ende April
mehrere Dutzend Studenten
und einige Professoren in das
Büro des Präsidenten der Uni-
versität David McClain ein und
hielten es eine Woche lang be-
setzt, um den Präsidenten zu
zwingen, die Pläne für das For-
schungszentrum zu widerrufen.
Am 9. Mai gab er schließlich
den Forderungen teilweise nach
und versprach, das Projekt zu-
nächst auf Eis zu legen, bis es
im Oktober vom Verwaltungsrat
erneut erörtert werden soll. Bis
dahin soll unter Offenlegung
aller Details eine öffentliche
Debatte über das Thema statt-
finden. Die Protestierenden ga-
ben daraufhin ihre Besetzung

zunächst auf. Keli‘i Collier, einer
der Anführer des Protests, un-
terstrich aber, dass die Bewe-
gung aktiv bleibe und ihre Pro-
testaktionen jederzeit wieder
aufnehmen könne, solange das
Projekt nicht endgültig vom
Tisch sei. (Artikel von Lorenz Gon-

schor. Quellen: Augenzeugnis der Pro-
testveranstaltungen, Honolulu Advertiser,
Ka Leo o Hawai’i)

Oscar Temaru besucht
Hawai’i

Der Präsident von Französisch-
Polynesien, Oscar Temaru, be-
suchte Mitte Mai für einige Tage
Hawai‘i. Er war zusammen mit
den Premierministern von Ton-
ga und den Cook-Inseln sowie
dem Präsidenten der Marshall-
Inseln und zahlreichen Regie-
rungsvertretern weiterer pazifi-
scher Inselstaaten angereist,
um im East-West-Center in Ho-
nolulu an einer Konferenz pazi-
fischer Regierungschefs teilzu-
nehmen. Hauptthemen der
Konferenz waren die Nachhal-
tigkeit wirtschaftlicher Entwick-
lung auf den Inseln des Pazifiks
sowie die Koordinierung von
Maßnahmen zum Katastro-
phenschutz. Zuvor war Temaru
mit seinem langjährigen Freund,
dem Staatssenator Kalani
Engl ish, zusammengetroffen
und hatte dann das Fremden-
verkehrsamt des Bundesstaates
Hawai‘i besucht, um sich über
die Erfahrungen Hawai‘is mit
dem Massentourismus zu in-
formieren. Nach der Konferenz
traf er mit mehreren Anführern
der hawaiischen Unabhängig-
keitsbewegung zusammen und
riet ihnen, ihre zahlreichen in-
ternen Streitigkeiten endlich
beiseite zu legen und sich nach
dem Vorbild der tahitischen
UPLD zu einem starken Bünd-
nis zusammenzuschließen, um
ihre Ziele durchsetzen zu kön-
nen.

Während zwei kleinere lokale
Wochenzeitungen und ein ton-
ganischer Journalist Temaru
interviewten, wurde dieser his-
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torische Besuch von den domi-
nierenden Medien Hawai’is wie
üblich ignoriert. (Artikel von Lorenz

Gonschor. Quellen: Interview mit Oscar
Temaru am 18. Mai in Honolulu, Tahiti-
presse)

AUSTRALIENAUSTRALIEN

Nuklearmüll-Deponie in
Nauru ?

Australische Tageszeitungen
wollen über Pläne der Regie-
rung unter Premierminister John
Howard informiert sein, die Pa-
zifikinsel Nauru als Endlager-
stätte für atomaren Müll auszu-
bauen. Die Zeitungen „The
Australian“, die „Courier Mail“
und die „Herald Sun“ berichten,
die Regierung diskutiere schon
seit längerem die Möglichkeit
einer Lagerung von nuklearen
Abfällen außerhalb des australi-
schen Kontinents. Das „bank-
rotte Nauru“ - so der mediale
Spitzname der mikronesischen
Insel - biete sich dafür an, da
man mit der Regierung von
Nauru schon im Rahmen der so
genannten „pazifischen Lösung“
erfolgreich zusammengearbeitet
habe. Der australische Wissen-
schaftsminister Dr. Brendan
Nelson erklärte, zur Zeit eruiere
man zwei Möglichkeiten einer
Endlagerung, entweder in einer
isolierten Gegend in Australien
(„onshore“) oder auf einer Insel
(„offshore“). Der Plan der Re-
gierung, eine Endlagerstätte
nahe des ehemaligen Asylbe-
werbercamps Woomera in der
Wüste Südaustraliens zu er-
richten, war an den Protesten
der Öffentlichkeit gescheitert.

Die Australier benötigen eine
längerfristige Deponie für ato-
mare Rückstände eines Atom-

forschungsreaktors im Ort Lu-
cas Heights. Diese For-
schungsanlage liegt am süd-
westlichen Stadtrand von Syd-
ney, etwa 40 Kilometer vom
Stadtzentrum entfernt. Der For-
schungsreaktor HIFAR (High
Flux Australien Reactor) ging
1958 in Betrieb und war ur-
sprünglich gedacht für die Ent-
wicklung der australischen
Energieversorgung via Atom-
strom. Heute produziert der Re-
aktor vorwiegend Radioisotope
für medizinische Zwecke und ist
mit seinen 10 MW Leistung die
einzige in Betrieb befindliche
Atomanlage in Australien. Be-
reits im nächsten Jahr soll der
Reaktor durch eine modernere
Anlage ersetzt werden.

Der „Open Pool Australian
Light-water Reactor“ (OPAL)
kann viermal so viele Radio-
isotope produzieren und dem-
entsprechend auch mehr ato-
mare Rückstände hinterlassen.

Die Suche nach einer Endla-
gerstätte gestaltet sich schwie-
rig. Die Lagerstätte muss erd-
bebensicher und Klimawandel-
unabhängig sein. Die niedrig
gelegenen, erdbebengefährde-
ten austra l ischen Inseln
Christmas und Cocos Island
kommen deshalb nicht in Frage,
ebenso wenig die Inseln Heard
and Macquarie, die zum Welt-
kulturerbe der UNESCO erklärt
wurden. Experten bezweifeln
auch, dass eine Endlagerung
auf Nauru möglich ist. Austra-
lien hat bereits 1995 die im Jahr
2001 in Kraft getretene „Waiga-
ni Convention“ ratifiziert. Das
Abkommen verbietet die Lage-
rung von Gefahrenstoffen wie
radioaktivem Müll in Mitglieds-
ländern des „Pacific Islands Fo-
rum“ und reguliert den innerpa-
zifischen Transport von radio-
aktivem Müll. (Human Rights Net,

Pacnews 25.01.05, Herald Sun u.a. Ta-
geszeitungen 16.05.05, Presseerklärung
der Labor Partei)

NEUSEELANDNEUSEELAND

BBC sendet auf neuer
Frequenz

Der BBC World Service musste
in Auckland die Frequenz
wechseln und sendet zum 1.
April 2005 auf 810 kHz. Bisher
kam das Weltnachrichtenpro-
gramm auf 1476 kHz, aber der
Inhaber des Senderechts,
Auckland International Airport,
hat die Lizenz verkauft.

Immerhin gut 30 Prozent der
neuseeländischen Bevölkerung
lebten im Einzugsbereich die-
ses Mittelwellensenders. Der
Auckland Radio Trust (PO Box
800, Shortland Street, Auck-
land, www.worldservice.co.nz),
der sich um die BBC-Relais
kümmert, hat nun vom Kultus-
ministerium (engl. Ministry of
Culture and Heritage) ein eige-
nes Senderecht für 810 kHz er-
halten. Da der Betrieb nicht
kommerziell ist, lebt der Trust
von korporativen und privaten
Spenden.

Während des Golfkriegs um die
Befreiung Kuwaits hatte die
BBC London im Januar 1991
mit örtlichen UKW-Sendungen
in Neuseeland begonnen. Acht
Monate später wurden sie wie-
der eingestellt, weil eine dauer-
hafte Zuweisung der Frequen-
zen nicht gesichert war. Ab
Sommer 1992 konnte die BBC
and WS New Zealand Ltd rund
um die Uhr auf den Mittelwellen
A u c k l a n d  1 3 8 6  kHz,
Christchurch 1017 kHz und
Wellington 1233 kHz senden.
Die Programme wurden in digi-
taler Form per Satellit vom Bush
House in London nach Auck-
land übertragen und waren im
Prinzip mit dem weltweiten Ra-
dioprogramm identisch. Mor-
gens und zu den Berufsver-
kehrszeiten jedoch wurde das
Programm um Informationen
aus Neuseeland selber ergänzt.
Im Sommer 1994 standen die
Mittelwellen dann allerdings
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wieder zum Verkauf. In Auck-
land, wo der BBC World Service
nur oder immerhin zwei Prozent
der Hörerschaft hatte binden
können, wurden die Mittelwel-
lensendungen in den folgenden
Jahren fortgesetzt. (Email Dr.

H a n s j ö r g  B i e n e r  1 2 . 0 4 . 0 5 ,
http://www.biener-media.de)

‚TOK BLONG PASIFIK’‚TOK BLONG PASIFIK’

PAZIFISCHER ALLTAGPAZIFISCHER ALLTAG

Littbarski trainiert Sydney

Austral ien:  Der ehemalige
deutsche Weltklassefußball-
spieler Pierre Littbarski hat ei-
nen Zweijahres-Vertrag in der
neu gegründeten australischen
A-League beim Fußballclub
Sydney unterschrieben. Die
neue Liga wird erst im August
des Jahres mit acht Teams an
den Start gehen. Der 44-jährige
Littbarski wurde mit Deutsch-
land 1990 Weltmeister. 1999
ging er nach Japan, wo er den
FC Yokohama in der japani-
schen J-League trainierte. Nach
seiner Zeit als Assistenztrainer
bei Bayer Leverkusen und als
Trainer beim Zweitligisten MSV
Duisburg in den Saisonen 2001
bis 2003, war der gebürtige
Berliner nach Yokohama zu-
rückgekehrt. „Ich denke, dass
man die Arbeit in Australien und
Japan vergleichen kann. Auch
in Japan wurde damals eine
neue Liga gestartet, die inzwi-
schen sehr stark ist“, erklärte
Littbarski auf einer Pressekon-
ferenz.

In seiner Fußballerlaufbahn
bestritt der kleine Mittelfeld-
spieler („Dribbelkönig“) 73 Län-
derspiele und erzielte 18 Tore.
In der Bundesliga absolvierte
Littbarski 406 Spiele (116 Tore)
für den 1. FC Köln.

Auch in Australien heißt Fußball
ab 2005 Fußball (football). Bis-
her wurde das Spiel "soccer"
genannt. Die „Australian Soccer
Association“ (ASA) wurde in
„Football Federation Australia“
(FFA) umbenannt.

Die Meisterschaft (A-Liga)
startet im August 2005 und er-
setzt die Nationale Fußball-
Liga, die nach der Saison
2003/04 aufgelöst wurde. (Sport-

Informations-Dienst,
http://www.fussballdaten.de/spieler/littbars
kipierre/)

Proteste gegen
McDonalds

Amerikanisch-Samoa : An-
wohner eines Strandes bei U-
tulei (Pago-Pago) haben gegen
die Verpachtung eines öffentli-
chen Strandabschnitts an das
amerikanische Fast-Food Un-
ternehmen McDonalds protes-
tiert. Die Regierung von Ameri-
kanisch-Samoa hatte einen
Pachtvertrag mit dem lokalen
Partner von McDonalds, der
Firma American Samoa Inc.
2000, unterzeichnet. Gouver-
neur Togiola Tulafono zeigte
sich im Fernsehen enttäuscht
über die Proteste der Anwoh-
ner. Gegen den bereits vorhan-
denen privaten Yachtclub am
gleichen öffentlichen Strandab-
schnitt hatte es keine Proteste
gegeben. In der eigens zu die-
sem Anlass produzierten Fern-
sehsendung erklärte Tulafono
die Vorzüge des geplanten Re-
staurants. So würde man in der
McDonalds-Filiale keinen Alko-
hol ausschenken, im Gegensatz
zur Bar des Yachtclubs. Auch
eigne sich das McDonalds-
Restaurant hervorragend für
Familien mit Kindern, da die Fi-
liale einen Kinderspielplatz pla-
ne. Auch wolle McDonalds den
Strand künstlich vergrößern und
Strandhütten (fales) für die Be-
sucher bauen. Der Pachtvertrag
erstrecke sich im übrigen nicht
bis zur Küstenlinie, so dass ein
Stück Strand weiterhin für die
Menschen, die nicht bei McDo-
nalds essen wollten, öffentlich
zugänglich sei. Tulafono be-
tonte außerdem die Vorzüge ei-

nes Restaurants an diesem
Strandabschnitt. Im Umkreis ar-
beiteten 3.000 Menschen, die
jeden Mittag in ihre Autos stie-
gen, um zu Restaurants in der
Umgebung zu fahren. Die Ver-
kehrsstaus entfielen mit dem
neuen Restaurant, erläuterte
Tulafono weitere Vorteile der
zweistöckigen McDonalds Fili-
ale. (Samoa News 17.05.05)

Kiwi sorgt für Recht und
Ordnung

Niue: Der Neuseeländer Ross
Ardern ist zum 1. Juli zum Poli-
zeipräsidenten der Insel Niue
ernannt worden. Das gab Pre-
mierminister Young Vivian be-
kannt. Die zunächst auf zwei
Jahre ausgeschriebene Stelle
sollte ursprünglich von einem
Einheimischen besetzt werden,
doch habe es keinen geeigne-
ten Kandidaten gegeben. Seni-
or Sergeant Ardern sei aufgrund
seiner langjährigen Erfahrung
im Polizeidienst ausgewählt
worden, erklärte Young. Nach
31 Jahren im Dienst der neu-
seeländischen Polizei wollte
sich Ardern nach eigenen An-
gaben neuen Herausforderun-
gen stellen. Er habe das Ziel,
auf Niue die gleichen polizeili-
chen Standards zu setzen wie
in Neuseeland, erklärte er ge-
genüber der lokalen Presse. Er
freue sich auf die Tätigkeit als
Polizeipräsident. Seine Ehefrau
wolle versuchen, einen Garten
anzulegen und er sei ein be-
geisterter Angler, zeigte sich
Ardern von seinem neuen Ein-
satzort begeistert. Premier Vivi-
an sagte, zwar sei Niue ein ver-
gleichsweise sicheres Land,
doch müsste auch diese kleine
Insel mit ihren 1.200 Bewoh-
nern die internationalen Stan-
dards für die Wahrung von
Recht und Ordnung einhalten.
(Niue News 27.05.05)
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